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Liebe Leserinnen und Leser 

Liebe vipp-Mitglieder 

Liebe Kolleginnen und Kollegen 

 

 

Mit der diesjährigen Mitgliederver-

sammlung verlasse ich den Vorstand 

vipp. In einer Rückschau auf die zehn 

Jahre Vorstandstätigkeit habe ich auch 

die alten Psychofaxe nach Themen, 

die uns damals beschäftigten, durch-

gestöbert.  

Das „Aktuell“ im Psychofax Nr. 11 

(April 2001) beginnt mit dem euphori-

schen Satz: „Endlich bewegt sich 

was!“ Dreimal darf die Leserin/ der 

Leser raten, was sich damals wohl 

bewegte, oder sich zu bewegen 

schien... richtig, das Psychologieberu-

fegesetz. Nachdem das Bundesamt für 

Gesundheit damals das The-

ma „Psychologiegesetz“ 

wieder auf seine Aufgaben-

liste gesetzt hatte und ein 

von Bundesrätin Ruth Drei-

fuss genehmigter Vorgehens- 

und Zeitplan diskutiert wor-

den war, bemerkt der Schrei-

ber optimistisch: „Obwohl es 

noch mindestens vier Jahre 

dauert, bis eine – auch im eu-

ropäischen Vergleich –  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

„Selbstverständlichkeit“ (Publikums-

schutz, Titelschutz, Diplomanerken-

nung, Regelung der Berufsausübung) 

nun selbstverständlich ist, können wir 

noch geduldig warten, aber hoffen, 

dass dieses Kapitel unseres (noch) frei 

flottierenden Berufsstandes endlich 

geschlossen werden kann!“. 

Wir mussten etwas länger warten: Sat-

te zehn Jahre danach sind wir endlich 

so weit! Im Anschluss an die letzte 

Präsidialkonferenz im April dieses 

Jahres feierte der Vorstand FSP zu-

sammen mit den Präsidentinnen und 

Präsidenten der Gliedverbände und 

Alt-Ständerat des Kantons Luzern, 

Franz Wicki die Verabschiedung des 

Bundesgesetzes über die Psychologie-

berufe durch das Parlament. Mehr 

darüber im vorliegenden Psychofax. 

 

…Fortsetzung Seite 3… 
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Neue vipp- 

             Mitglieder 
 

Mutationen: April 2010  

bis Mai 2011 
 

Der Vorstand heisst folgende neue 

Mitglieder herzlich willkommen: 

 

Beatrice Rigendinger, M.Sc.Psych., 

Luzern 

Pia Helfenstein, M.Sc.Psych., Ober-

kirch 

Sarah Jaeger, lic.phil., Luzern 

Andrea Zimmermann, lic.phil., Lu-

zern 

Géraldine Rossi, lic.phil., Zug 

Andrée Schirtz, Dr. phil., Luzern 

Irène Erni-Fellmann, M.Sc. Psych., 

Uffikon 

Corina Haselmann, lic.phil., Horgen 

Nicole Hauser-Hälg, lic.phil., Küs-

snacht am Rigi 

Karla Roesch, M.Sc. Psych., Luzern 

Sibylle Jann, lic. phil., Hergiswil 

Jlona Costan-Dorigon, M.Sc. Psych., 

Biberstein 

 

Austritte: 

Ruedi Stirnimann, lic.phil., Ebikon 

Beatrice Pabst, lic.phil., Rotkreuz 

Astrid Janssen, lic.phil., Luzern 

Roland Straub, lic.phil., Luzern 

 

 

 

Mitglieder- 

               Statistik 
 

Entwicklung der Mitgliederzahlen  

seit der Gründung 1979: 
 
Jahr Mitglieder Jahr Mitglieder 

1979 20             2001      124 

1986 30             2002      131 

1992 42             2003      141 

1996 60             2004      148 

1997 71             2005      157 

1998 86             2006      163 

1999        109            2007      168 

2000        112            2008      173 

2009        178            2010      193 

 

am 31. Mai 2011: 

196 
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Informativ. 

Farbiger Psychofax. 

Ein Mausklick genügt! 

Geschützter Bereich für 

vipp-Mitglieder! 

 

Die Mitgliederliste auf 

der Homepage 

▼ 
 

> Benutzername 

> Passwort 

> Login 

 

www.vipp.ch 
 

Das persönliche  

Login kann bestellt  

werden bei: 
kurt.zwimpfer@lups.ch 

 

 

Vorschau auf den 

PSYCHOFAX Nr. 31 
���� 

Eine Sprechstunde für St. 

Nikolaus... 
Samichlaus-Ansprache anlässlich 

der Versammlung der Inner-

schweizer Psychologinnen und 

Psychologen. 
von 

Dr. J. Arnold-Luzzani Schattdorf 
 
Liebe Psychologinnen, liebe Psychologen 
 
Ich danke Ihnen, dass Sie sich Zeit nehmen für 

mein Anliegen. Als ich nach langer Wartefrist 

endlich einen Termin von Ihrer Institution erhielt, 

hellte sich mein Gemütszustand auf. „Endlich“ – so 

seufzte ich erleichtert – „kann ich meine seelische Befind-

lichkeit ausbreiten und das erst noch vor einem Gremium höchst 

kompetenter Fachleute, die praktisch das gesamte, über Jahrhunderte hinweg 

gewachsene, Wissen über die menschliche Psyche und den Erfahrungsschatz 

an Heilmethoden repräsentiert!“ Wenn Sie mir jetzt aktiv zuhören, können 

Sie vielleicht meine Selbstheilungskräfte mobilisieren und mich von meinen seeli-

schen Fesseln befreien. Bevor ich Ihnen meine Leidensgeschichte darlege, möchte ich mich 

vorstellen:   

Ich bin der Heilige Nikolaus, Bischof von Myra und habe ein Burnout!!................................... 

...Fortsetzung im nächsten PSYCHOFAX 
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Aus dem Vorstand… 
 
 

…Fortsetzung Aktuell… 

 

 

 

 

Beim Weiterblättern in den alten Psy-

chofaxen stosse ich auf die Informati-

onen der Interregionenkonferenz 

(IRK) der SKJP: Vor zehn Jahren be-

gannen sich die Schuldienste zusam-

menzuschliessen, Pensen wurden für 

erweiterte (u.a. präventive) Aufgaben 

erhöht, die Schulsozialarbeit war im 

Vormarsch... Ich erinnere mich gerne 

an die Aufbruchstimmung im Weiter-

bildungszyklus „Schulpsychologie im 

Kontext aktueller Schulentwicklung“, 

die ich zusammen mit einigen von 

euch von 1997 bis 2000 besuchte: Wir 

SchulpsychologInnen wollten uns von 

der überwiegenden Einzelfallarbeit 

und vom einseitigen Image der Dia-

gnostiker und Expertinnen befreien. 

Die Beratung des Systems, das Coa-

ching von Schulleitungen, das präven-

tive Arbeiten in Gruppen und Teams 

entsprachen unserer Vorstellung der 

sinnvollen und interessanten schulpsy-

chologischen Tätigkeit. In den aktuel-

len Beiträgen der IRK können wir le-

sen, dass sich seit der Einführung des 

Nationalen Finanzausgleichs (NFA) in 

den SPDs eine Art „back to the roots“-

Stimmung breit macht: Arbeits- und 

zeitaufwändige Sonderschulabklärun-

gen führen zurück zur ursprünglichen 

Kernaufgabe der SPDs als Abklä-

rungs- und Zuweisungsstelle. Für prä-

ventive Aufgaben und die in die 

Schulentwicklung investierte Mitar-

beit werden zu wenig Ressourcen zur 

Verfügung gestellt.  

Eine differenzierte Darstellung der Si-

tuation der Schulpsychologischen 

Dienste und der Sonderpädagogischen 

Institutionen seit der Einführung NFA 

bietet der Artikel „Integration und Se-

paration...“ von Dr. phil. Marie-

Theres Habermacher. 

 

Die Zusammenfassung der Untersu-

chungsergebnisse der Doktorarbeit 

von Tanja Grimaudo bietet ebenfalls 

einen interessanten Einblick in einen 

Bereich des Themas Integration und 

Separation. Untersucht wurden die 

Wirkungen der separativen und inte-

grativen Schulung lernbehinderter 

Kinder auf ihren ausserschulischen 

sozialen Austausch. 

 

Die Betrachtungen zur nächsten be-

vorstehenden 6. Revision des Gesetzes 

zur Invalidenversicherung (IV) von 

Franziska Eder führen uns vor Augen, 

dass uns PsychologInnen die Arbeit 

im Rahmen der Ausbildung und Be-

rufsintegration weiterhin stark heraus-

fordern wird. 

 

A propos Arbeit: Können sich Kinder 

in der heutigen Zeit ohne entspre-

chende ausserschulische Aufgaben 

noch eine gesunde Arbeitshaltung an-

eignen? Überlegungen dazu macht 

sich Brigitte Stucki im Artikel „Ar-

beitshaltung ohne Arbeit?“. 

 

Mit grosser Dankbarkeit dafür, dass 

mir die Vorstandsarbeit Gelegenheit 

geboten hat, am Puls dieser Themen 

mitzudenken und zu arbeiten, verab-

schiede ich mich hier als vipp-

Präsidentin und begrüsse den zukünf-

tigen Austausch mit Ihnen/ euch als 

„gemeines“ vipp-Mitglied. 

Eva Rothenbühler, Präsidentin vipp 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Einladung zur  

32. ordentlichen  

Mitgliederversammlung 

 
Donnerstag, 16. Juni 2011 

café sowieso, Luzern 

15.30 Uhr 

 
Liebe Kolleginnen und Kollegen 
 
Im Namen des Vorstandes lade ich al-

le Mitglieder des vipp ganz herzlich 

zur diesjährigen ordentlichen Mitglie-

derversammlung nach Luzern ein. 

Speziell willkommen heissen wir die 

Neumitglieder, die seit der MV 2010 

aufgenommen wurden! 
 
Wie jedes Jahr haben wir wieder ein 

an die MV anschliessendes Rahmen-

programm und ein Nachtessen organi-

siert: 

 

15.30-18.00 Uhr 

Mitgliederversammlung im café so-

wieso, Wesemlinrain 3a in Luzern 

 

18.00-18.45 Uhr 

Apéro im café sowieso 

 

19.00 Uhr 

Nachtessen im café sowieso in Luzern 

 

Zum Rahmenprogramm sind auch 

Partnerinnen und Partner sowie Assis-

tentInnen und PraktikantInnen herz-

lich eingeladen. 

Der Vorstand freut sich auf eine rege 

Teilnahme an der Mitgliederversamm-

lung und am Rahmenprogramm. 

 

Freundliche Grüsse 

 

Eva Rothenbühler, Präsidentin 

 
Anmeldungen bis spätestens 6. Juni 

an Tanja Grimaudo: 

tanja.grimaudo@nw.ch 

 

...Traktanden siehe Seite 4 � 
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Traktanden 

der 32. ordentlichen 

Mitgliederversammlung 

Donnerstag, 16. Juni 2011 

in Luzern 

 
1. Begrüssung / Entschuldigungen 

 

2. Wahl der StimmenzählerInnen 

 

3. Protokoll der 31. ordentlichen Mit-

gliederversammlung vom 5. März 

2010 in Kriens (Versand im Psy-

chofax Nr. 29) 

 

4. Berichte: 

    - der Präsidentin  

    - der FSP Delegierten 

    - der Kommission Weiterbildung 

    - der Sektion Schulpsychologie  

      Kanton Luzern 

 

5. Finanzen: 

    - Jahresrechnung 2010 

    - Bericht der Revisorinnen und  

      Genehmigung 

    - Budget 2012 

 

6. Wahlen: 

    - Vorstand (Ersatz, Bestätigungen) 

    - Rechnungsrevisorin (Bestätigung) 

 

7. Mitglieder: 

    - Neue Mitglieder 

    - Mutationen 

 

8. Verleihung der Ehrenmitgliedschaft 

an Hansheini Fontanive und Urs 

Hubacher 

 

9. Varia: 

    - Termine 2011 / 2012 

    - Fragen / Anregungen 

 

 

 

 

 

 

 

Präsidialkonferenz der 

FSP am 

15. April 2011 in 

St. Urban LU 
 

An der Tagung wurde zusammen 

mit dem Motionär Franz Wicki, 

Alt-Ständerat des Kantons Luzern,  

auf die Zustimmung zum Psycho-

logieberufegesetz  PsyG in beiden 

parlamentarischen Räten, ange-

stossen. 

 

Siehe auch Seite 8 in diesem Psycho-

fax! 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

FSP-Präsident Markus Hartmann 

verdankte die grosse Arbeit vieler 

Psychologen, Psychologinnen und 

anderer Personen auf dem langen, 

über 17 jährigen Weg, bis heute. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
           Eva                   Franz             Franziska 

     Rothenbühler         Wicki                 Eder 

 

 

 

 

 



 . . . z u r  i v – r e v i s i o n . . .  

 5

Betrachtungen zur nächsten bevorstehenden 6. Revision des 

Gesetzes zur Invalidenversicherung (IVG)  
                Quellen: Dokumentationen zur Botschaft zur IV-Revision 6a und 6b vom Bundesamt für Sozialversicherungen. 

             INSOS Infos Dez. 2010. 

 

 
 
 
 

Nur wenige vipp-Mitglieder 

arbeiten direkt  bei der Invali-

denversicherung, aber der 

grösste Teil wird  im Rahmen 

ihrer Arbeit oder durch die Be-

troffenheit ihrer Klienten  von 

den stetigen Veränderungen in 

dieser nationalen Sozialversi-

cherung wiederkehrend tan-

giert. Daher seien nachstehend 

einige  Betrachtungen zur 

nächsten bevorstehenden 6. 

Revision des Gesetzes zur In-

validenversicherung  (IVG) er-

laubt. 

 
Franziska Eder 

 
 
Es ist bekannt, dass die hohe Ver-

schuldung der Invalidenversicherung 

(IV) zu nachhaltigen Sanierungsmass-

nahmen genötigt hat. Mit der 4. IVG-

Revision (2004) und der 5. IVG Revi-

sion (2008) wurde eine iv-unabhängi-

ge beratende Vertrauensarztstelle na-

mens RAD (regionaler ärztlichen 

Dienst)eingeführt, eine spezifische 

Stellenvermittlung direkt in der IV 

aufgenommen sowie die Palette der 

Wiedereingliederungsmassnahmen zu-

sätzlich zur Umschulung und der 

erstmalligen beruflichen Ausbildung 

stark erweitert:  

 

� Früherkennung und Frühinterventi-

onsangebote für Menschen, die an 

bestehenden Arbeitsstellen längere 

Zeit aus gesundheitlichen Gründen 

ausfallen.  

 

 

 

 

 

 

� Integrationsmassnahmen als Auf-

bauangebot und Strukturhilfe  für 

Menschen in noch psychisch labilen 

Zuständen.  

� Angebot von Job Coaching in Ar-

beitsversuchen im 1. Arbeitsmarkt. 

� Vereinfachung der Interinstitutionel-

len Zusammenarbeit (IIZ) zwischen 

Regionalen Arbeitsvermittlungs-

zentren (RAV), Sozialämtern und 

IV. 

 

Dank all diesen Massnahmen konnte 

das Schuldenwachstum gebremst, die 

Neurenten um 45 % reduziert und der 

Bestand von laufenden Renten redu-

ziert werden.  

Die Abtretung der Sonderschulmass-

nahmen an die Kantone per 1. 2008 

war aufgrund der Neuregelung durch 

den Nationalen Finanzausgleich 

(NFA) erfolgt, nicht im Rahmen der 5. 

IVG Revision. 

Im September 2009 stimmte das Volk 

einem Überbrückungskredit (von 2011 

-2017) für die IV  zu unter  der Be-

dingung, dass im Rahmen der 6.IVG 

Revision eine weitere Kostensenkung 

durch Sparmassnahmen erreicht wird.  

Die geplanten Änderungen der 6. IVG 

Revision liegen bereits auf dem Tisch. 

Sie sind in zwei Teile a und b gesplit-

tet. Sofern kein Referendum ergriffen 

wird, kommen sie 2012 zur Umset-

zung.   

 

Folgendes ist durch das Bundesamt 

für Sozialversicherungen ausgearbeitet 

worden: 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

IV-Revision 6a 

 

Durch die Massnahmen der 6a IVG 

Revision soll im Zeitraum von 2012 – 

2017  eine jährliche Einsparung von 

500 Mio. erreicht werden.  

 

� Förderung der eingliederungsorien-

tierten Rentenrevisionen dh. dass 

die bisher mehrheitlich nur rein ad-

ministrativ vorgenommenen Revisi-

onen der Renten (alle 2-5 Jahre) nun 

zusammen mit der betroffenen Per-

sonen besprochen und durchgeführt 

werden sollen, um Eingliederungs-

potenziale und Motivationen besser 

zu erkennen und diese mittels beruf-

lichen Eigliederungsmöglichkeiten 

gezielter zu unterstützen und zu för-

dern. 

 

� Anpassung des Finanzierungsme-

chanismus in eine transparente 1:1 

Relation ( d.h. 1 CHF IV-Ausgabe 

wird mit 1 CHF  verrechnet und 1 

CHF IV-Einnahme zählt auch als 1 

CHF). So sollen die  Kosten nicht 

mehr durch bisherige Beiträge von 

bzw. Abgaben in die Bundeskasse 

verzerrt werden.  

 

� Zulassung von vermehrtem  Wett-

bewerb bei Hilfsmitteln durch Aus-

schreibungen unter den Herstellern.  

 

� Einführung des Assistenzbeitrages. 

Der Assistenzbeitrag ist als Ergän-

zung zur Hilflosenentschädigung 

und zur  Hilfe von Angehörigen ge-

dacht  sowie zur Entlastung der in-

stitutionellen Hilfe. Menschen mit 

Behinderungen  sollen in Zukunft 
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für ihre individuell benötigten Hil-

fen selber jemanden anstellen kön-

nen. 

 

 

IV- Revision 6b 

 

Ziel der 6b IV-Revision ist es, lang-

fristige Veränderungen zu Kostensen-

kung  herbeizuführen, um ab 2018 – 

2028 das finanzielle Gleichgewicht 

der IV zu gewährleisten. Es wird mit 

einer  jährlichen Einsparung  von 

schätzungsweise 800 Mio.  gerechnet.   

Dazu sind folgende Veränderungen 

auf Gesetzesebene vorgeschlagen:   

 

� Einführung eines neuen Rentensys-

tems. Das bestehenden vierstufige 

System (ab IV-Grad 40% = ¼ Ren-

te; ab IV-Grad  50%=½ Rente; ab 

IV-Grad 60% = ¾ Rente und ab IV-

Grad 70% = 1/1 Rente) soll in ein 

stufenloses  System übergeführt 

werden. Der Anspruch auf eine 

Teilrente besteht weiterhin ab IV 

Grad 40%.   

 

� Verstärkung und Ausweitung der  

Eingliederungsinstrumente für Men-

schen mit einer psychischen Beein-

trächtigung, damit die  Massnahmen 

noch gezielter und flexibler im  ers-

ten Arbeitsmarkt  eingesetzt werden 

können - es bleibt zu hoffen, dass 

sowohl der Arbeitsmarkt sowie die 

Arbeitgeber auch die Chancen für  

Arbeitseinsätzen zulassen (Anm. der 

Autorin).  

 

� Reduktion der Zusatzrenten für 

Kinder an die bestehenden neuen 

Richtlinien  gemäss der Schweizeri-

schen Konferenz für Sozialhil-

fe(SKOS) und Organisation für 

wirtschaftlichen Zusammenhänge 

und Entwicklung (OECD).  

 

 

Zusätzlich werden zwei weitere Sa-

nierungsmassnahmen vorgeschla-

gen, die insbesondere für behinder-

te Jugendliche  sehr relevant sein 

werden! 

  

Da beide Veränderungen auf dem Ve-

rordnungs- und Weisungsweg ange-

legt sind, ist ein Einspruch dagegen 

kaum möglich: 

 

� Beiträge an die Dachorganisationen 

der privaten Behindertenhilfe (z.B. 

AGILE,  Pro Cap ; INSOS etc.) 

werden begrenzt und nicht weiter 

der Teuerung angepasst bis 2017. 

Zukünftig sollen die Beiträge nicht 

ausgeweitet werden.    

 

� Die Zulassung von behinderten Ju-

gendlichen in eine erstmalige beruf-

liche Ausbildung soll massiv einge-

schränkt werden.   

 

 

Gerade zum letzen Punkt seien 

noch einige spezielle Gedanken 

erlaubt:  

Ziel einer erstmaligen beruflichen 

Ausbildung ist es, behinderte Jugend-

lichen an einen ihrer Fähigkeiten ent-

sprechenden Arbeitsplatz zu platzie-

ren. Dies passiert oft  mittels einer so-

genannten praktischen Ausbildung 

nach INSOS 
i
 (prA INSOS), einem 

Bildungsangebot von einem bis zwei 

Jahren im geschützten Rahmen und 

das teilweise eine Weiterführung auf 

Niveau eidg. Beruf- Attest erlaubt.  

Das Spektrum der prA INSOS umfasst 

ca. 40 Berufsbilder.  

 

Das Bundesamt für Sozialversiche-

rung  bzw. der Bundesrat kritisiert, 

dass von den 600 Sonderschüler, die 

jährlich eine solche prA Insos Ausbil-

dung abschliessen, nur 15% in der 

freien Wirtschaft (mit Teil- oder ohne 

Rente) integriert werden können. Die 

restlichen verbleiben im institutionel-

len geschützten Rahmen an einem ge-

schützten Arbeitsplatz (GAP) mit ei-

ner ganzen Rente. Einige schaffen 

nach ein oder zwei Jahren GAP den 

Schritt in eine Weiterausbildung mit 

Berufsattest oder an einen Arbeits-

platz im 1. Arbeitsmarkt mit ganzer 

oder Teil-Rente.  

                                                           
i
 INSOS Nationaler Branchenverband der Insti-

tutionen für Menschen mit Behinderung  

Dieses Eingliederungsergebnis wird 

seitens des Bundesamtes als zu gering 

eingestuft. Deswegen soll der Zugang 

zu einer prA Insos Ausbildung stark 

erhöht werden, um nur noch die po-

tenziell integrierbaren Jugendlichen 

mit einer Ausbildung zu fördern. So 

steigt der Erfolgsquotient, und Kosten 

können eingespart werden.  

 

Konkret soll die Zulassung zu einer 

Ausbildung nur noch dann von der IV 

bewilligt werden, wenn nach zwei Jah-

ren Ausbildung eine Aussicht auf eine 

spätere Reduktion einer IV-Rente und 

einen Arbeitsplatz im 1. Arbeitsmarkt 

besteht. Diese hohe  Eintrittsschwelle  

verunmöglicht leistungsschwächeren 

Jugendlichen nicht nur der Zugang zu 

einer qualifizierten beruflichen Tä-

tigkeit sondern verwehrt ihnen auch 

das Recht auf Bildung.  

 

Ich schliesse mich dem Votum der 

INSOS Schweiz sowie vieler anderen 

Behindertenverbände  an, die verlan-

gen, dass auf diese Verschärfung mit 

intensivem Lobbying und verstärkter 

Öffentlichkeitsarbeit reagiert werden 

muss, und hoffe, dass sich viele kriti-

sche Stimmen dagegen finden werden. 

Weiter gedacht, könnte man nämlich 

sonst bald  die ketzerische Frage stel-

len, warum teure Sonderschulmass-

nahmen finanziert  werden sollen, 

wenn die erarbeiteten Leistungspoten-

ziale der behinderten Jugendlichen an-

schliessend nicht weiter entwickelt 

und  verwertet werden.  
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Arbeitshaltung ohne Arbeit?... 

              ...Gedanken zu einem persönlichen Jahresschwerpunktthema... 
 
 
 

 

von 

Brigitte Stucki Schumacher 

Fachpsychologin für Kinder- und  

Jugendpsychologie FSP 

Schulpsychologin und  

Schuldienstleiterin 

 

In unserer Arbeit werden wir regel-

mässig mit Situationen konfrontiert, in 

denen sich meistens die Lehrpersonen 

oder die Eltern über mangelhaftes 

Lern- und Arbeitsverhalten der Schü-

lerinnen und Schüler beklagen. Die 

mangelhafte Arbeitshaltung wirkt sich 

ungünstig auf die Schulleistungen und 

damit langfristig auf die Berufschan-

cen der Kinder und Jugendlichen aus. 

Nicht selten stellt der Schulpsycholo-

gische Dienst eine normale oder sogar 

überdurchschnittliche Intelligenz fest, 

die diese Kinder aber nicht in entspre-

chende Schulnoten umzusetzen ver-

mögen. Die Kinder zeigen Mühe, Tä-

tigkeiten auszuüben, die ihnen keinen 

Spass machen, die Frustrationen mit 

sich bringen, die einen Bedürfnisauf-

schub erfordern oder die nicht unmit-

telbar belohnt werden. Um solche 

Durststrecken durchzuhalten, benötigt 

ein Individuum Eigenschaften, die es 

im Laufe seiner Entwicklung aufbau-

en muss. Der Mensch muss solche Si-

tuationen üben können, das heisst er 

muss entsprechende Anforderungen 

erleben, und dabei Bewältigungsstra-

tegien ausprobieren und festigen kön-

nen. Gelingt dies, fühlen sich Kinder 

genauso wie Erwachsene gestärkt, 

sind stolz auf das Geleistete, das 

Selbstvertrauen nimmt zu, ebenso die 

Zuversicht, selbstgesteckte Ziele auf-

grund eigener Leistung zu erreichen. 

Dies wiederum führt zu erhöhter Zu-

friedenheit sowie stabilerem psychi-

schem Wohlbefinden.  

 

 

 

Das Problem besteht darin, dass in ei-

nem heutigen Kinderleben, abgesehen 

von den Anforderungen der Schule, 

gar keine Arbeit mehr vorkommt. 

Dies ist keinesfalls als Vorwurf 

an die Eltern zu verstehen, da 

tatsächlich die anfallenden Ar-

beiten, die von Kindern ausge-

führt werden können, in den 

letzten Jahrzehnten radikal ab-

genommen haben. Die Verrich-

tungen des täglichen Lebens 

sind stark technisiert, dadurch 

oft schwer begreiflich und 

nicht kindgerecht. 

 

Zweifellos ist es eine grosse 

Errungenschaft, dass die west-

lichen Industrieländer die Kin-

derarbeit vor ca. hundert Jahren 

abgeschafft haben und die 

Kindheit als eine Phase des 

Spielens und Lernens begreifen. Das 

Spiel wird als wertvolle Betätigung 

der Kinder verstanden, in dem diese 

wesentliche Dinge für ihr Leben als 

Erwachsene lernen können. In frühe-

ren Jahrhunderten wurden Kinder 

entweder als Hilfskraft in der Familie 

eingesetzt oder aber als billige Ar-

beitskräfte missbraucht ohne Rück-

sicht auf ihre Entwicklungschancen. 

Kinderarbeit begegnen wird heute nur 

noch in Drittweltländern, in westli-

chen Industriestaaten ist sie rechtlich 

verboten. 

 

Auf meiner Reise durch Marokko vor 

einem Jahr wurde ich täglich Zeugin 

von heutiger Kinderarbeit: Wir sind 

Kindern begegnet als Servicepersonal, 

als Hausmädchen, als Hirtenjunge, als 

Hilfsarbeiter auf dem Bau, als Ver-

käufer auf dem Markt, als Hilfskraft 

auf dem Feld, zur Betreuung von jün- 

 

 

 

geren Kindern, als Wäscherinnen. 

Meine Söhne reagierten fassungslos 

auf unsere Erläuterungen, dass diese 

Kinder keine oder nur sehr einge-

schränkte Möglichkeiten haben, die 

Schule zu besuchen und für ihre Ar-

beit auch kaum Lohn erhalten.  

Seit unserer Rückkehr in die Schweiz 

wird mir aber zunehmend klar, dass 

das völlige Fehlen von Arbeitsaufträ-

gen für die Kinder nachteilige Aus-

wirkungen mit sich bringt. Sie lernen 

zu wenig oder zu spät Verantwortung 

für ihnen aufgetragene Aufträge zu 

übernehmen. So wird die Schule zum 

Ort, wo die Kinder zum ersten Mal in 

ihrem Leben etwas arbeiten müssen, 

das ernst gemeint ist, nicht freiwillig 

und nicht immer nur Spass macht. 

Den Eltern ist klar, dass die Anforde-

rungen der Schule verbindlich sind 

und erwarten von ihren Kindern ent-

sprechende Arbeitsmotivation. Für die 

Schule stellt es aber eine sehr schwie-

rige Aufgabe dar, den zum Teil 

schlecht vorbereiteten Kindern eine 
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verlässliche Arbeitshaltung beizubrin-

gen, zumal im Einzelfall von den El-

tern rasch die Erwartung formuliert 

wird, Lernen müsse Spass machen, er-

lebnisorientiert sein, es sei die Aufga-

be der Lehrpersonen, die Kinder für 

die Inhalte zu motivieren und so nega-

tive Gefühle möglichst zu vermeiden. 

Es ist schön, wenn der Schule dies 

weitgehend gelingt, vollständig wird 

dies aber nie möglich sein. Lernen be-

deutet immer auch Arbeit, Üben und 

Selbstdisziplin.  

 

Wo können wir Erwachsenen als El-

tern mehr Arbeitsgelegenheiten in den 

Alltag unserer Kinder einbauen? Wie 

gelingt dies, wenn man keinen Obst- 

und Gemüsegarten bebaut, keine 

Nutztiere hält, eine pflegeleichte 

Wohnung sauber hält, mit vielen 

Halbfertigprodukten kocht und die 

Erwerbsarbeit der Eltern nicht in der 

dem Haus angeschlossenen Werkstatt, 

sondern ausserhäuslich und komplex 

ist? Eine nicht einfach zu beantwor-

tende Frage! Trotzdem möchte ich El-

tern ermutigen, kindgerechte Arbeits-

aufträge in ihrem Alltagsleben zu fin-

den und sie ihren Kindern zuzumuten. 

Im Wort „zumuten“ ist das Wort 

„Mut“ enthalten: Es bedeutet, den 

Kindern Mut zu machen, auch unlust-

volle Aufgaben anzupacken, um wei-

tergesteckte Ziele zu erreichen. Kin-

der, die bewältigbare Arbeiten eigen-

verantwortlich meistern können, wer-

den selbstsicherer, trauen sich mehr 

zu und werden belastbarer, was ihnen 

auf ihrem späteren Lebensweg nur 

Vorteile bringt. 

 

Muten wir doch unseren Kindern in 

ihrem Interesse sinnvolle Arbeitsauf-

träge zu, damit ihr Leben nicht zu sehr 

von Unterhaltung und Konsum ge-

prägt wird.  

 
 

 

 

 

 

 

 

 

Parlament verabschie-

det das Bundesgesetz 

über die 

Psychologieberufe 
 

 

Datum 18. März 2011  

 

Das Parlament hat am 18. März 

2011 das Bundesgesetz über die 

Psychologieberufe (Psycho-

logieberufegesetz, PsyG) in der 

Schlussabstimmung verabschie-

det. Der Ständerat hat den Geset-

zesentwurf des Bundesrates ein-

stimmig, der Nationalrat mit 182 

gegen 4 Stimmen gut geheissen.  

 

Ziel des Psychologieberufegesetzes ist 

es, den Schutz der psychischen Ge-

sundheit zu verbessern und Menschen, 

die persönliche psychologische 

Dienstleistungen in Anspruch neh-

men, vor Täuschung zu schützen. Zu 

diesem Zweck führt das Gesetz ge-

schützte Berufsbezeichnungen ein, 

schafft mit eidgenössischen Weiter-

bildungstiteln ein verlässliches Quali-

tätslabel und regelt die Aus- und Wei-

terbildung sowie die Berufsausübung 

der psychologischen Psychotherapeu-

tinnen und -therapeuten. 

 

Der Schutz der Berufsbezeichnung 

soll einen wirksamen Konsumenten-

schutz sicherstellen: Nur wer einen 

Master-, Lizentiats- oder FH-Diplom-

abschluss in Psychologie besitzt, darf 

sich künftig als «Psychologin» oder 

«Psychologe» bezeichnen. Damit wird 

Transparenz auf dem heute 

höchst unübersichtlichen Markt 

psychologischer Angebote ge-

schaffen. 

 

Mit eidgenössischen Weiterbil-

dungstiteln wird zudem ein 

neues Qualitätslabel in den 

Fachgebieten Psychotherapie, 

Neuropsychologie, klinische 

Psychologie, Gesundheitspsy-

chologie sowie Kinder- und Ju-

gendpsychologie eingeführt. Mit dem 

Instrument der Akkreditierung wird 

die Qualität dieser Weiterbildungen 

überprüft. 

Der Verbesserung des Gesundheits-

schutzes dienen in erster Linie die 

Regelungen im Bereich der Psycho-

therapie: Wer Psychotherapie privat-

wirtschaftlich und in eigener fachli-

cher Verantwortung ausüben will, 

muss künftig sowohl einen Master- 

oder gleichwertigen Hochschulab-

schluss in Psychologie besitzen, als 

auch eine akkreditierte psychothera-

peutische Weiterbildung absolviert 

haben. Die Berufsausübungsbestim-

mungen werden auf Bundesebene 

vereinheitlicht, was für eine gesamt-

schweizerisch gleichmässig hohe 

Qualität im therapeutischen Bereich 

sorgt. 

Das Bundesamt für Gesundheit wird 

nun die Inkraftsetzung und den Voll-

zug des neuen Gesetzes vorbereiten.  

Die Inkraftsetzung des Psychologie-

berufegesetzes ist für den 1. Januar 

2013 vorgesehen. 

 

Weitere Informationen 

Bundesamt für Gesundheit, Marianne 

Gertsch, Projektleiterin 

Psychologieberufegesetz,  

Tel. 031 322 95 05, me-

dia@bag.admin.ch 

 

Hinweis 

Der Gesetzestext wird in der systema-

tischen Sammlung des Bundesrechts 

(AS) veröffentlicht und in Kürze unter 

folgendem Link zugänglich sein: 

http://www.admin.ch/ch/d/sr/sr.html 
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 Kinder- und Jugendpsychologie FSP 
              …aktualisierte Ausgabe des Curriculums…             und…  

 
 

 

 

 

 

 

 

      Die Neuausgabe 2010 kann  

      bezogen werden bei:  

 

     Schweizerische Vereinigung für  

 Kinder- und Jugendpsychologie 

SKJP 

Geschäftsstelle 

Postfach 4138 

6002 Luzern 

info@skjp.ch 

 

oder im Internet: 

 

www.skjp.ch 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

...erfolgreiches 

Jahreskolloquium vom 

November 2010: 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Die AK-SKJP dankt der 

Kolloquiumsleitung: 
Lothar Steinke und 

Dr. Kurt Zwimpfer 
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Informationen aus der Interregionenkonferenz der SKJP  
                                                                                          … vom 22. März 2011 
 

 

 
 
 
 
 
 
Informationen aus der  
Zentralschweiz 
 

 

 
K a n t o n  L u z e r n 

 

Reformen, Projekte: 

Vor einem halben Jahr 

haben wir darüber be-

richtet, dass der Regie-

rungsrat der Dienststelle 

Volksschulbildung den Auftrag gege-

ben hat einen Fachdienst für Sonder-

schulabklärungen zu schaffen. Dieser 

Dienst hat im Januar 2011 seine Ar-

beit aufgenommen und wird nun wei-

ter ausgebaut. Vorderhand werden die 

Bereiche Sprachbehinderung und 

„Sonderschulungen bei Verhaltensbe-

hinderungen in privaten Regelschu-

len“ durch den neuen Fachdienst ab-

geklärt, auch die Antragsstellung in 

solchen Fällen erfolgt durch den 

Fachdienst. Die Schnittstellenproble-

matik muss gut angegangen werden. 

Ob der Fachdienst zu einer Entlastung 

der Schulpsychologischen Dienste 

führt, kann noch nicht beurteilt wer-

den. Zurzeit warten wir auf die Aus-

gestaltung und die Einführung des 

SAV. 

 

Von Interesse für andere SPD: Die 

Weiterbildung der SchulpsychologIn-

nen in Kooperation mit der Abteilung 

„Schulberatung“ der DVS zum Thema 

‚Amokdrohung und Androhung 

schwerer Gewalt’ war äusserst erfolg-

reich. Fast alle SchulpsychologInnen 

des Kantons Luzern haben an dieser 

Weiterbildung teilgenommen.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Barbara Zumstein (DVS), Markus 

Lüchinger (DVS), Ruth Enz (SPD 

Stadt Luzern) und Andrea Willnauer 

(SPD Rothenburg) ist es gelungen 

einen äusserst lehrreichen und leben-

digen Weiterbildungstag zu gestalten. 

Zurzeit ist vorgesehen, dass bei Not-

fällen die Fachstelle Schulberatung 

und die lokalen Schulpsychologischen 

Dienste gemeinsam aktiv werden. Die 

Fachstelle Schulberatung arbeitet in 

solchen Situationen in der Regel mit 

Erwachsenen (Lehrpersonen, Schul-

leitungen, Behörden), die Schulpsy-

chologischen Dienste in der Regel 

direkt mit Kindern/Jugendliche und 

Klassen. 
peter.sonderergger@lu.ch 

Beauftragter für Schulpsychologie  

Kanton Luzern, DVS 

 

 

 

Kantonale Schulberatung für 

Berufsbildung und Gymnasien 

(SBG) 

 

Die SBG wird seit August 2010 neu 

von E. Rothenbühler geleitet. 

Eine im Dezember 2010 durchgeführ-

te Umfrage bei den Schulleitungen der 

Sek II über das Angebot der SBG 

ergab, dass die Schulen grossmehr-

heitlich zufrieden sind, die langen 

Wartefristen jedoch als ungünstig 

 

 

 

 

 

erachten. Einige Schulen wünschen 

sich, dass die SBG schneller vor Ort 

sein könnten. Es tauchten daher nun 

auch auf der Sek II (vor allem im 

Untergymnasium) erste Stimmen für 

Schulsozialarbeit auf. 

 

Reformen, Projekte: Momentan 

beschäftigt vor allem der Nachteils-

ausgleich auf der Sekundarstufe II. 

Diesen gibt es im Bereich der  

Berufsausbildung schon seit längerem 

als Prüfungserleichterung bei den 

Qualifikationsverfahren für Lernende 

mit Legasthenie, Dyskalkulie, massi-

ver Prüfungsangst und ADHS-

Problematik. Ziel der aktuellen Dis-

kussionen ist eine Ausweitung auf die 

ganze Lehrzeit und entsprechende 

Angebote an den Lernorten (Schule, 

Betriebe). Des Weiteren ist auch die 

Abklärung und Auslösung sonderpä-

dagogischer Massnahmen auf der 

Sekundarstufe II (inkl. Untergymnasi-

um) durch eine neue Weisung (Okto-

ber 2010) sowohl bei den Schulen der 

SekII wie auch in der SBG Diskussi-

onsthema. 
eva.rothenbuehler@lu.ch 

 

 

Stadt Luzern  

 

SPD: Da die 

Rundtischge-

spräche im 

Rahmen der 

Sonderschulung 

immer mehr an 

Bedeutung gewinnen und die Zahl der 

TeilnehmeInnen manchmal an eine 

fragwürdige Grenze kommen, haben 

wir uns mit der Optimierung dieses 

Settings befasst (Abläufe, Indikation, 
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Kontraindikation usw.) und entspre-

chende interne Papiere erarbeitet.  

 

Reformen, Projekte: Wir sind wei-

ter im Übergang zur IF-Schule. Der 

SPD ist in diesem Zusammenhang vor 

allem damit beschäftigt, Unterstüt-

zungsmassnahmen im Kontext von 

Verhaltensauffälligkeiten zu erarbei-

ten, weil die Schulen hier einen gros-

sen Bedarf formulieren. Bei dieser 

Arbeit zeigt sich, dass für die Ent-

wicklung von neuen Konzepten und 

Massnahmen viel Zeit erforderlich ist. 

Es ist vielerorts selbstverständlich, 

dass viel in die Schulentwicklung 

investiert wird und entsprechende 

Ressourcen zur Verfügung stehen. 

Etwas Vergleichbares für die Schul-

psychologie bzw. die weiteren Diszip-

linen, die in der Schule beraterisch/ 

therapeutisch tätig sind, gibt es unse-

res Wissens vielerorts nicht. Wir ver-

suchen deshalb, im Rahmen unseres 

städtischen Unterstützungsangebotes 

auch für diese Entwicklungsarbeit 

Ressourcen einzufordern. 

 

Schwierigkeiten / Herausforderun-

gen: In letzter Zeit wurden im Kanton 

neue Institutionen geschaffen. So 

haben wir seit einiger Zeit eine Not-

aufnahme in einem Kinder- und Ju-

gendheim, auch gibt es mittlerweile 

endlich eine (teil-) stationäre Kinder- 

und Jugendpsychiatrische Station. 

Wenn wir Jugendliche aber tatsächlich 

sofort platzieren müssen, ist trotz 

dieser neuen Angebote oft kein Platz 

verfügbar, und wir müssen eine müh-

same, arbeitsintensive und nervenauf-

reibende Durststrecke bewältigen bis 

wir einen Platz haben. 

Erneut Veränderungen seitens Kanton 

zur Abklärung von Sonderschulbe-

darf: Schaffung einer zentralen Abklä-

rungsstelle (in Verordnung) für 

Sprachbehinderung und Verhaltens-

behinderung. Vieles ist noch unklar, 

Konzept steht noch nicht. Für den 

SPD bedeutet dies vermehrt Warte- 

und Zitterzeiten, häufige Ablehnungen 

und somit liegt es wieder beim SPD 

vor Ort eine Lösung zu suchen. 

ruth.enz@stadtluzern.ch 

 

 

 

Schuldienstkreis Sursee 

 

SPD: Koordination der Sonderschu-

lungsabklärungen auf 

den Zeitraum Nov. bis 

Ende Jan. Erarbeiten 

div. Instrumente für 

effizienteren Umgang 

mit den alltäglich anfallenden Arbei-

ten, insbesondere Zusammenarbeit 

Sekretariat. Klärung und Einführung 

der Datenschutzvorschriften im Um-

gang mit Klientendossiers für Aus-

künfte, Einsichtsnahmen, Vernichtung 

etc.  

 

Gesetzliche Ebene: Klärung und 

Einführung der Datenschutzvorschrif-

ten im Umgang mit Klientendossiers 

für Auskünfte, Einsichtsnahmen, 

Vernichtung etc.  

 

Reformen, Projekte: Wir sind mit 

der Region (vorerst Kreis Sursee) und 

DVS (Dienststelle Volksschulbildung) 

in der Diskussion einer allfälligen 

Time-out-Klasse (Idee SPD-Leitung 

Sursee). 

Erarbeitung IF auf Oberstufe in einer 

Steuergruppe mit Schule und beteilig-

ten Diensten.  

Zusammenarbeit KJPD, SSA, SPD. 

Herbst/Winter 2010/2011: Schei-

dungsgruppe durchgeführt. 

 

Schwierigkeiten / Herausforderun-

gen: Je nach Schule und Zusatzaufga-

ben der Mitarbeiterin, allgemein si-

cher die Arbeitsflut und die sehr häu-

fig ändernden Vorgaben seitens Kan-

ton betreffend Sonderschulung. Kin-

der mit einer Lernbehinderung können 

nicht vom IS abgedeckt werden, über-

fordern aber teilweise die IF-

Lehrpersonen. Zudem stehen zu we-

nige IF-Stunden zur Verfügung. 

Von Interesse für andere SPD: Ein 

Coaching für IF-Lehrperson bezüglich 

Umgang mit Kindern, die eine Lern-

behinderung haben oder verhal-

tensauffällig sind, organisiert vom 

DVS oder der Schulberatung wäre 

doch einmal eine Idee. Würde evtl. 

auch Leute des SPD interessieren? 

spd-stirnimann.sursee@bluewin.ch 

 

 

 

 

K a n t o n  N i d w a l d e n 

 

SPD: Die Bildungsdi-

rektion (Amt für 

Volksschulen und 

Sport sowie SPD) ist 

umgezogen und seit 

Dezember 2010 an der 

Stansstaderstrasse 54 in Stans.  

Im Schuljahr 2009/2010 wurden vom 

SPD 194 Anmeldungen bearbeitet. 

Darunter waren 13.9% Fremdsprachi-

ge, 68.1% Jungen und 31.9% Mäd-

chen. Anmeldeinstanzen waren fol-

gende: Schule (50.5%), Eltern 

(19.7%), Amt/Behörden (15.8%), 

Ärzte/Ärztinnen (11.1%), Andere 

(2.4%), Selbstanmeldung (0.5%).  

Die häufigsten Anmeldegründe betra-

fen allgemeine Lern- u. Leistungs-

schwierigkeiten, Schullaufbahnbera-

tung, Verhaltens- / Erziehungsschwie-

rigkeiten in der Schule und persönli-

che Probleme. 5.1% der Anmeldun-

gen standen im Zusammenhang mit 

sonderpädagogischen oder verstärkten 

sonderpädagogischen Massnahmen. 

Insgesamt mussten 127 Berichte er-

stellt werden. Unterrichtsbesuche 

wurden 10 durchgeführt. Pro Anmel-

dung fanden im Durchschnitt 3.6 

Konsultationen statt. Die meisten 

Anmeldungen betrafen SchülerInnen 

der 2. Primarschule, gefolgt von Schü-

lerInnen der 1. und 5. Primarschule. In 

19.7% wurde die Unterstützung durch 

Schulische Heilpädagogen empfohlen 

und in 9.3% fand eine Systembera-

tung statt. Weitere empfohlene Mass-

nahmen: Keine Massnahmen (7.4%), 
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Überweisung an Arzt/Ärztin (5%), 

andere pädagogisch-therapeutische 

Massnahmen (4.8%), Promotion 

(4%), Erziehungs- und Familienbera-

tung (2.9%), Beratung/Psychotherapie 

(2.9%), Überweisung an Kinderpsy-

chiater/in (2.9%), Psychomotorik-

Therapie (2.4%).  

Aufgrund der statistischen Daten kann 

festgestellt werden, dass die Fallzah-

len etwas zurückgegangen sind, seit 

das Beratungsangebot (Einführung der 

Schulhaussprechstunden) ausgebaut 

worden ist. Das Ziel, durch vermehrte 

Beratung des Systems Abklärungen 

zu reduzieren, konnte erreicht werden. 

 

Gesetzliche Ebene: Der Regierungs-

rat hat an seiner Sitzung im Februar 

2011 den Entwurf zur Teilrevision der 

Volksschulverordnung Kapitel IV 

„Beurteilung und Promotion“ verab-

schiedet. Aktuell findet die Vernehm-

lassung statt (Frist bis 09.05.2011). 

Ziel der bevorstehenden Teilrevision 

ist, die Vielfalt der Ausdrucksformen 

der Zeugnisse wieder zu reduzieren 

und dabei der Bewertung mit Ziffern-

noten für die 2.-9. Klasse den Vorzug 

zu geben. 

 

Reformen, Projekte: Das Konzept 

Sonderpädagogik wurde mittlerweile 

erstellt, basierend auf der Sonderpä-

dagogik-Verordnung. Im Juni 2011 

soll das Konzept vom Regierungsrat 

verabschiedet werden. Das Konzept 

wird nach der Verabschiedung auf 

dem Internet publiziert. 

Aktuell wird das Thema „Eingangs-

stufe“ angeregt diskutiert. Im Februar 

fand eine öffentliche Veranstaltung 

zum Thema „Wie sieht der Kindergar-

ten der Zukunft aus?“ statt.  

tanja.grimaudo@nw.ch 

 

 

 

 

 

 

 

K a n t o n  S c h w y z 

 

SPD: In Zusammen-

hang mit der aktuell 

laufenden Einführung 

der zentralen Daten-

bank (schuldatenver-

waltung sz), welche die Daten der 

kantonalen Verwaltung und der 

Schulgemeinden vernetzt, sind wir in 

der Abteilung Schulpsychologie dar-

an, unsere für Fallführung und Statis-

tik relevanten Daten zu prüfen und 

davon ausgehend einen sinnvollen 

Erfassungs- und  Ablagemodus zu 

finden. Datenschutz - Aspekte müssen 

sorgfältig geprüft und neu definiert 

werden. Die Fragen der Datenverar-

beitung werden uns bis Ende Jahr in 

Anspruch nehmen. Im Februar 2011 

konnten wir unser überarbeitetes Leit-

bild offiziell der vorgesetzten Stelle 

übergeben. Die Arbeit am Leitbild hat 

uns intern gestärkt, Handlungsberei-

che konkretisiert und weitere Aspekte 

der schulpsychologischen Arbeit er-

öffnet, die wir optimieren oder neu 

angehen könnten. Im Zentrum der 

internen Konsolidierung stehen Fra-

gen der Professionalisierung. Wir 

arbeiten an der Entwicklung von Me-

thoden und Schaffung von konkreten 

Gefässen, um unser bestehendes 

Fachwissen erhalten und erweitern zu 

können, sowie unsere Erfahrungen in 

wirksamer Weise nutzen zu können. 

Stichworte hierzu sind: gezielte Wei-

terbildung, Nutzung von Teamsyner-

gien, sinnvolles Ablagesystem von 

Informationen und Themen, Ausbil-

dung von Ansprechpersonen für be-

stimmte schulpsychologische The-

men, u.ä. 

 

Auf gesetzlicher Ebene: Das Bil-

dungsdepartement schlägt eine Teilre-

vision der Verordnung über die 

Volksschule, insbesondere im Bereich 

der Sonderschulfinanzierung vor. Mit 

der NFA  und durch den Rückzug der 

IV ergab sich eine erhebliche Zunah-

me der Kosten des Kantons. In der 

heutigen Praxis übernimmt der Kan-

ton die Kosten der integrativen Son-

derschulung im Bereich Verhalten 

und geistiger Behinderung. Die Revi-

sionsvorlage sieht vor, dass neu auch 

die Gemeinden und Bezirken in die 

Mitfinanzierung eingebunden werden. 

Der Schwyzer Erziehungsrat stimmt 

der geplanten Kostenbeteilung der 

Gemeinde und Bezirke im Sonder-

schulbereich zu. Regierung und Kan-

tonsrat werden zur Vorlage noch Stel-

lung nehmen.  

 

Reformen, Projekte: Das kantonale 

Sonderpädagogische Konzept wurde 

am 20.01.2011 von der Schwyzer 

Regierung genehmigt. Es ist im Inter-

net abrufbar unter: 

www.sz.ch/documents/kantonales 

sonderpädagogisches konzept.pdf. 

Leider wurden infolge der Rückwei-

sung des Budget 2011 bis auf weiteres 

die Kredite für viele laufenden und 

geplanten Projekte gestrichen. Davon 

betroffen sind u.a. Projekte über er-

weiterte Betreuungsstrukturen der 

kantonalen Heilpädagogischen Zent-

ren (HZ), der Ausbau der Anschluss-

stufe an den HZ’s im Hinblick auf die 

Berufseingliederung ihrer Sonder-

chülerInnen, die Anschubfinanzierun-

gen für die Errichtung von Kleinklas-

sen für Verhaltensauffällige auf der 

Primarstufe  und von Timeoutklassen 

auf der Sekundarstufe I. Im Mai 2009 

sprach das Bildungsdepartement für 

die Einleitung neuer integrierter Son-

derschulungen im Bereich Verhalten 

(IS-Verhalten) ein Moratorium aus. 

Gleichzeitig wurde dem Amt für 

Volksschulen und Sport der Auftrag 

erteilt die vor dem Moratorium einge-

leiteten integrierten Sonderschulungen 

zu evaluieren. Die Untersuchungser-

gebnisse liegen nun vor. Neben prob-

lematischen Punkten (die Integration 

ist eine grosse Herausforderung für 

die Schulen, es fehlt vielerorts an 

ausgebildeten Fachpersonen für die 

zusätzliche Unterstützung und es 

mangelt an Ressourcen für den Sup-

port der Massnahme, u.a.) gab es 

deutliche positive Ergebnisse über den 
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Nutzen und den Erfolg integrierter 

Sonderschulungen (das problemati-

sche Verhalten hat sich durch die 

Integrationsbegleitung positiv verän-

dert und die Situation in der Schule 

hat sich entspannt, viele betroffenen 

SchülerInnen konnten durch die Integ-

rationsbegleitung auch leistungsmäs-

sig wieder vermehrt profitieren, u.a.). 

In einem Schreiben des Amtes für 

Volksschulen und Sport an die Schu-

len wird deutlich gemacht, dass die 

Zukunft der integrierten Sonderschu-

lungen davon abhängt inwieweit die 

Gemeinden und Bezirke in die Finan-

zierung eingebunden werden können 

(geplante Teilrevision der Volks-

schulverordnung) und ob es gelingt, 

für den fachlichen Support der Mass-

nahme ein Kompetenzzentrums für 

Kinder mit schweren Verhaltensstö-

rungen einzurichten. Nur wenn in 

diesen Punkten konkrete Erfolge vor-

liegen, kann eine Aufhebung oder 

teilweise Aufhebung des Moratoriums 

in Betracht gezogen werden. 

 

Schwierigkeiten / Herausforderun-

gen: Mit dem Moratorium der integ-

rierten Sonderschulungen im Verhal-

ten gibt es keine kantonseigenen An-

gebote für Kinder und Jugendliche mit 

schweren Verhaltensstörungen. Diese 

Kinder oder Jugendliche müssen ent-

weder in ausserkantonale Institutionen 

platziert oder von den Schulen weiter 

getragen und gefördert werden. Im 

Rahmen der weiteren Beschulung vor 

Ort stellt sich zentral die Frage der 

örtlichen Ressourcen: Die höchsten 

Hürden stellen sich durch einen oft-

mals zu klein bemessenen  Pensen-

pool an IF-Unterstützung und durch 

den grosse Mangel an Heilpädagogi-

schen Fachkräften. Grosse Sorgen 

bereitet uns SchulpsychologInnen 

auch dass, wir zunehmend in aufwän-

digen Sonderschulabklärungen absor-

biert werden und uns dadurch wenig 

Zeit für präventive schulpsychologi-

sche Arbeit im niederschwelligen 

Bereich bleibt. Wir versuchen an 

vorgesetzter Stelle immer wieder 

darauf hinzu weisen, wie wichtig 

unsere schulpsychologische Arbeit im 

Vorfeld massiver Störungen ist. Nur 

wenn wir ausreichende Ressourcen 

zur Verfügung haben, können wir im  

niederschwelligen Bereich gute und 

wirksame Betreuungs- und Bera-

tungsarbeit leisten und damit der Ent-

stehung von schwerwiegenden und 

chronifizierten Störungen entgegen-

wirken. Leider findet der Präventions-

gedanke wenig Gehör.  

 

Von Interesse für andere SPD: Die 

Abteilung Schulaufsicht legt den 

Fokus vermehrt auf den Support von 

Schulleiterpersonen. Zu diesem 

Zweck wird eine neues Weiterbil-

dungs- und Einführungsangebot für 

SchuleiterInnen ausgearbeitet. - Im 

Bereich Schulentwicklung stehen 

Evaluation der Geleiteten Volksschu-

len, die Weiterentwicklung des Kin-

dergartens und die Überprüfung des 3-

teiligen Models auf Sekundarstufe I 

im Zentrum der diesjährigen Bestre-

bungen.   

rosetta.schellenberg@fgznet.ch 

 

 

 

 

 

 

K a n t o n  U r i 

 

Auf gesetzlicher 

Ebene: Im Novem-

ber 2010 wurde 

aufgrund eines Refe-

rendums der SVP in 

einer Volksabstim-

mung über den Betritt des Kantons 

Uri zum Sonderschul-Konkordat ab-

gestimmt. Wir sind dabei. 

 

Reformen, Projekte: Das neue Son-

derschulkonzept und die Richtlinien 

sind bereinigt und werden ab Schul-

jahr 2011/12 in Kraft treten. 

egon.schmidt@ur.ch 

 

 

K a n t o n  Z u g 

 

SPD: Seit Novem-

ber 2010 ist der 

SPD auch für die 

Sekundarstufe II 

(alle berufs- und 

allgemeinbildenden 

Schulen) zuständig. Eine Fachperson 

des SPD baut diese Beratungsarbeit 

mit einem Pensum von 50% auf. In 

Bearbeitung: Verordnungstext zum 

Schulpsychologischen Dienst. 

 

Reformen, Projekte: Mitarbeit in 

den Projekten: 'Überarbeitung der 

Richtlinien zur integrativen Schu-

lungsform' (inkl. Richtlinien zur Be-

gabungsförderung) sowie im Projekt 

'Integrative Sonderschulung (IS)'. Für 

alle Behinderungsarten soll die IS 

ermöglicht werden.  

 

Schwierigkeiten / Herausforderun-

gen: Antragstellung für verstärkte 

Massnahmen (Sonderschulung): Die 

Arbeit des SPD konzentriert sich 

wieder auf die Einzelfallarbeit. Zu-

nehmend werden wir wieder als 

Abklärungs- und Zuweisungsstelle 

(Antragsstelle) definiert und wahrge-

nommen. Aus unserer Sicht kommt 

die schulnahe Beratung, Begleitung 

des Systems zu kurz. 'Back to the 

roots'. 

peter.mueller@dbk.zg.ch 

 

 

 

 

 
 

Übermittlerin der Informationen 

aus der Interregionenkonferenz: 
 

Sylvia Amstutz 

sylvia.amstutz@stadtluzern.ch  
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Integration und Separation... 
              ...von Kindern mit Behinderungen. Erwartungen und Erfahrungen  

             Schulpsychologischer Dienste und Sonderpädagogischer Institutionen.  
 

 

 

 

 

 

 

Dr.phil. Marie-Theres Habermacher 

 

 

Seit der Einführung des Nati-

onalen Finanzausgleichs 

(NFA) am 1. Januar 2008 hat 

sich in den Schulpsychologi-

schen Diensten und in den 

Heilpädagogischen Zentren 

einiges bewegt. Im Referat 

wird versucht, aus der Sicht 

einer ehemaligen Schulpsy-

chologin einen Erfahrungsbe-

richt der innerschweizerischen 

schulpsychologischen Stellen 

zu präsentieren. Die ehemalige 

Rektorin der Sonderschule 

HPZ Uri und jetzige Rektorin 

des Heilpädagogischen Zent-

rums Hohenrain skizziert die 

Situation der Heilpädagogi-

schen Zentren. Der  Erfah-

rungsbericht versucht, mögli-

che Schwierigkeiten und posi-

tive Erfahrungen zu beleuch-

ten, die mit den Veränderun-

gen seit dem NFA in den  

Abklärungsstellen und Institu-

tionen erkennbar sind. Der 

Beitrag soll die Diskussionen 

bereichern und möchte auch 

versuchen, aus der Sicht der  

schulpsychologischen Stellen 

und Heilpädagogischen Zent-

ren Lösungsansätze und Er-

wartungen anzusprechen.  

 

 

Ausgangslage des  

Erfahrungsberichtes 
 

Die Referentin leitete selber, wie 

erwähnt, seit 5 ½ Jahren eine sonder-

pädagogische Institution. Sie arbeitete 

aufgrund ihrer Erfahrungen als Schul-

psychologin und Institutionsleiterin in 

der Expertengruppe des Abklärungs-

verfahrens der EDK mit. Im kleinen 

Kanton Uri wurde sie als Rektorin der 

einzigen Sonderschule intensiv in den 

Prozess der Kompetenzentwicklung 

Sonderpädagogik der letzen 3 Jahre 

mit einbezogen. Sie erlebte hier ein 

intensives Miteinander von Fachper-

sonen im Sonderpädagogik- und Ab-

klärungsbereich einerseits und dem 

Amt für Volksschulen andererseits. 

Der Schulpsychologische Dienst des 

Kantons Uri hat an der Erprobung des 

Abklärungsverfahrens der EDK teil-

genommen. 

Damit der Erfahrungsbericht nicht 

Uri-spezifisch wird, wurde die Gele-

genheit genutzt, an der Praxisfor-

schungsveranstaltung des Verbandes 

Innerschweizer Psychologinnen und 

Psychologen (vipp) die anwesenden 

Schulpsychologen der Innerschweizer 

Kantone zu befragen. Vorliegender 

Bericht beruht auf deren Aussagen 

und beinhaltet breit gefärbte Erfah-

rungen, die die Innerschweizer Schul-

psychologischen Dienste während der 

3 Jahre Übergangszeit gesammelt 

haben. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zusätzlich nutzte die Referentin die 

Konferenz der Leitungen Heilpädago-

gischer Zentren der Innerschweiz für 

eine Befragung der Institutionsleitun-

gen. 

Die Kantone haben in den drei Jahren 

Verordnungen, Richtlinien und Kon-

zepte im Bereich Sonderpädagogik 

ausgearbeitet. Einzelne werden auf-

grund bisheriger Erfahrungen bereits 

überarbeitet, damit sie am 1. Januar 

2011 in einer definitiven Form vorlie-

gen. 

In allen Varianten ist immer auch der 

Abklärungsteil definiert und beschrie-

ben. Es gibt Darstellungen zu den 

Abläufen, die sich in den einzelnen 

Kantonen sehr ähnlich sind und eine 

gute Grundlage für das Abklärungs-

verfahren der EDK bilden. 

Die Schulpsychologen und Schulpsy-

chologinnen  sind froh,  wenn ein 

definitives Verfahren sowie ein defini-

tiver Ablauf für die Abklärungen der 

sonderpädagogischen Massnahmen ab 

1. Januar 2011 gegeben sind und gel-

ten werden. Wiederkehrende Ände-

rungen in der Zuständigkeit, im Ab-

lauf, im Errichten von neuen Abklä-

rungsstellen, wie sie seit dem NFA in 

verschiedenen Kantonen praktiziert 

wurden,  erschweren die Arbeit im 

Schulpsychologischen Dienst. 

 

Abklärungsverfahren  

Sonderpädagogische Mass-

nahmen (verstärkte Mass-

nahmen) am Schulpsychologi-

schen Dienst 
 

Die Fäden laufen im Schulpsycholo-

gischen Dienst  zusammen: 

Der Schulpsychologe sichtet die Be-

richte der Fachpersonen und der aktu-

ellen Schule 
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Wenn nötig, führt er ergänzende Tests 

durch. 

Er lädt die Eltern, die Lehrpersonen, 

die Fachpersonen und wenn möglich 

die Schulleitung zu Rundtischgesprä-

chen ein. Dort soll die Lösung für 

seinen Antrag erarbeitet werden. 

Im Anschluss daran erstellt er einen 

Bericht mit Antrag an das Amt resp. 

an die Dienststelle. 

Diese erteilt die Bewilligung der Son-

derpädagogischen Massnahmen oder 

lehnt sie ab. 

Dieses Vorgehen wird in den inner-

schweizerischen Abklärungsstellen 

fast übereinstimmend gleich gehand-

habt. Es bildet eine gute Vorausset-

zung für das Abklärungsverfahren der 

EDK, welches im Ablauf vergleichbar 

ist. 

 

Das Abklärungsverfahren der EDK 

wurde am  Zentrumstag im einleiten-

den Referat von Prof. Dr. Peter Lein-

hard vorgestellt und ist in diesem 

Band nachzulesen. Inhaltlich wird hier 

nochmals auf die folgenden Fokus-

punkte hingewiesen:
1
 

 

 

Grunddaten 
 

Alter, Geschlecht, Erstsprache(n), 

Angaben zur Fragestellung, Angaben 

zu Informationsquellen. 

 

Erfassung des Kontextes 

A) Professionelles Umfeld 

B) Familiäres Umfeld 

C) Gesundheitliche Risikofaktoren, 

kritische Lebensereignisse, gegen-

wärtige Erfahrungen 

 

Erfassung der Funktionsfähigkeit 

A) Aktivitäten und Partizipation 

B) Körperfunktionen 

 

Kategoriale Erfassung 

- Diagnose(n), bspw. nach ICD-10 

- Andere Problembeschreibungen 

- IV-Kriterien 

 

                                                
 

Bildungsziele und Bedarf 

- Einschätzung der Entwicklungs- und 

Bildungsziele 

- Empfehlung für Entwicklungs- und 

Bildungskontext 

- Zusammenfassende Einschätzung 

des Bedarfs 

 

Das Verfahren soll laut Peter Lienhard 

„nicht schädigungsbezogene Kriterien 

in den Vordergrund stellen, sondern 

den tatsächlichen Entwicklungs- und 

Bildungsbedarf erheben.“
2
 Es geht 

darum, eine Zielvorstellung der För-

derung zu definieren, zu planen mit 

welchen Ressourcen und in welchem 

Setting und mit welchem Know how 

dieses Ziel am besten erreicht werden 

kann. 

 

Veränderungen in der Arbeit 

der Schulpsychologischen 

Dienste 
 

Diese Aussagen von P. Lienhard zei-

gen den Fokuswechsel in der schul-

psychologischen Arbeit  für die Ab-

klärungen sonderpädagogischer 

Massnahmen: Daniel Abgottspon 

nennt es „den Wechsel von der Versi-

cherungslogik der IV zu einer päda-

gogischen Denk –und Sichtweise“.
3
 In 

der schulpsychologischen Arbeit be-

deutet dies eine Weiterentwicklung 

von der defizitorientierten Diagnose 

(war bis jetzt der IV gegenüber Aus-

gangslage zur Auslösung der IV-

Gelder) hin zu einem bedarfsorientier-

ten Vorschlag, was das Kind mit Be-

hinderung an Ressourcen benötigt, um 

sich weiter entwickeln zu können. Der 

schulpsychologische Aufrag ähnelt 

hier jenem in der integrativen Förde-

rung von Lernbehinderten mit ange-

passten Lernzielen, wo ebenso ein 

Bedarf an Förderung und deren Res-

sourcen definiert werden muss.  

 

Zu ergänzen ist, dass viele Schulpsy-

chologinnen und Schulpsychologen 

bereits seit mehreren Jahren Rund-

                                                
 

 

tischgespräche führen, Berichte der 

Fachpersonen in die Beurteilung ein-

beziehen, wenn sie Abklärungen 

durchführen und für betroffene Kinder 

eine individuelle Massnahme vor-

schlagen müssen. Das Bild des Schul-

psychologen, der eine Abklärung im 

stillen Kämmerlein durchführt und 

daraus Diagnosen stellt, hat sich in 

den letzten 15 Jahren stark verändert. 

Der Prozess der systemischen Be-

trachtungsweise einer schulischen 

Fragestellung ist bereits erfolgt und 

bildet eine wertvolle Voraussetzung 

für die Abklärungen im sonderpäda-

gogischen Bereich.  Die 3-jährige 

Ausbildung durch das Institut für 

Entwicklung und Fortbildung IEF für 

die Innerschweizer Psychologinnen 

und Psychologen hat diese Sichtweise 

eingeläutet und gefördert. 

 

Die Grenzziehung zwischen Inte-

grativer Sonderschulung in der 

Regelklasse oder separative Sonder-

schulung in der Sonderschule ist 

momentan ein herausforderndes The-

ma. Kriterien für eine klare Zuwei-

sung fehlen, jedoch sind viele finan-

zielle und ideelle Begehrlichkeiten 

wahrzunehmen.  

Die IV hatte dies früher mit dem IQ 

75 elegant gelöst. Kinder unter IQ 75 

wurden in Sonderschulen gefördert.  

Der Entwicklungs- und Bildungsbe-

darf in Kontextabhängigkeit musste 

nicht abgebildet werden. 

 

Es ist zu hoffen, dass  die Internatio-

nale Klassifikation der Funktionsfä-

higkeit, Behinderung und Gesundheit 

(ICF) dazu eine Grundlage bieten 

wird. Mit der ICF werden anhand von  

Körperfunktion � Aktivität � Parti-

zipation sowie von Umweltfaktoren 

und persönlich-keitsbezogenen Fakto-

ren Entwicklungs- und  Bildungsziele 

definiert, Empfehlungen für einen 

Entwicklungs- und Bildungskontext 

angesprochen und eine Einschätzung 

des Bedarfs gegeben.  
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Die ICF gilt je länger je mehr als das 

Instrument für die Zuweisung und die 

Förderung der Kinder mit Behinde-

rung. Das Abklärungsverfahren der 

EDK baut auf der ICF auf. 

 

Abklärungen für Kinder mit 

besonderen Bedürfnissen in 

den Schulpsychologischen 

Diensten 

 
Andere Behinderungsformen 

Das Klientel wandelt sich mit dem 

Auftrag für die Abklärung sonderpä-

dagogischer (verstärkter) Massnah-

men: Schwächere Kinder als bisher 

(z.B. Down Syndrom Kind, Kind mit 

schweren Mehrfachbehinderungen 

usw.) kommen zur Abklärung zum 

Schulpsychologischen Dienst, die 

vorher vom Heilpädagogischen Früh-

beraterdienst  direkt in sonderpädago-

gische Institutionen überwiesen wur-

den. Der Schulpsychologe muss diese 

Abklärungen seit dem NFA durchfüh-

ren, ohne selber darauf vorbereitet 

oder geschult worden zu sein. 

 

Zeitlicher Aufwand für die Ab-

klärungen 

Für diese Kinder werden Abklärungen 

zeitlich aufwändiger, weil schwache 

Kinder in Abklärungssituationen we-

niger kooperieren. Die Abklärungen 

werden dadurch zeitaufwändiger.   

Für den Entscheid Integration oder 

Separation ist die Belastbarkeit der 

abzuklärenden Kinder massgebend. 

Belastbarkeit ist jedoch nicht 

diagnostizierbar. Die Belastbarkeit des 

Kindes muss über Beobachtungen im 

Umfeld erschlossen werden. Die 

Schulpsychologinnen und Schulpsy-

chologen stellen fest, dass Voraussa-

gen zur Belastbarkeit in der Integrati-

on  schwierig zu stellen sind, weil die 

Einflüsse auf die Belastbarkeit sehr 

verschieden sein können und vor 

allem neue Einflüsse plötzlich auftre-

ten und kaum voraussehbar sind. 

 

 

Anstieg von Anmeldungen für 

Kinder mit besonderen Bedürf-

nissen, speziell für die Integrati-

ve Sonderschulung 

Auffällig ist ein Anstieg von ange-

meldeten Kindern für die Integrative 

Sonderschulung. Es ist anzunehmen, 

dass sie vorher still integriert waren, 

den IF-Pool nutzten oder in Kleinklas-

sen untergebracht waren. Die Ein-

trittsschwelle zur separierten Schu-

lung in eine Sonderschule war an-

scheinend zu hoch. Mit der Integrati-

ven Sonderschulung scheint die Ein-

trittsstufe für eine Diagnose Sonder-

schüler tiefer. 

 

Prozesse in den Regelschulen 

Der Schulpsychologe ist vermehrt mit 

Begehrlichkeiten der Regelschulen 

konfrontiert. Es wird vermutet, dass 

die vorher erwähnte Eintrittsschwelle 

zur Diagnose Sonderschüler mit der 

Integrativen Sonderschulung in der 

Regelklasse tiefer liegt. Zusätzlich 

können durch den Antrag zur Integra-

tiven Sonderschulung  Stunden für die 

Schulische Heilpädagogik generiert 

werden. 

Die Erfahrungen der Schulpsycholo-

gen zeigen auch, dass die Integrative 

Sonderschulung sehr schwierig ist  

und zu Misserfolg führen kann, wenn 

eine Lehrperson die Integrative 

Sonderschulung boykottiert. 

Kriterien für die Fähigkeit, die 

Belastbarkeit der Schule, der Klasse, 

der Lehrperson fehlen. Dies muss oft 

über Befragungen und bereits ge-

machte Erfahrungen mit der Schule 

oder mit der Lehrperson  erschlossen 

werden. 

 

Prozesse bei den Eltern 

Eltern werden bewusst und intensiv in 

den Prozess der Abklärung einbezo-

gen. 

Auch bei den Eltern nimmt der Schul-

psychologe mehr Begehrlichkeiten 

wahr. Eltern können besser ja sagen 

zu einer Diagnose Sonderschüler, 

wenn die besonderen Bedürfnisse in 

der Regelschule mit einer Integrativen 

Sonderschulung gedeckt werden kön-

nen. 

Seit dem NFA haben die Schulpsy-

chologischen Dienste mit auffällig 

mehr Beschwerden zu tun, wenn keine 

Integrative Sonderschulung beantragt 

werden kann oder ein Eintritt in die 

Sonderschule als Massnahme bean-

tragt wird. Es ist zu beobachten, dass 

mit dem Anstieg an Abklärungen ein  

Anstieg an Beschwerden einhergeht. 

Machen Eltern (oder auch Schulen) 

am Runden Tisch Druck und wird 

unter diesem Druck eine Entschei-

dung für die Art einer verstärkten 

Massnahme beeinflusst, ist dies für 

den Schulpsychologen befremdend 

und unbefriedigend. Die Abklärungs-

ergebnisse des Schulpsychologen 

beruhen auf einer fachlichen Ausei-

nandersetzung mit den Abklärungser-

gebnissen. Sie sollen am Runden 

Tisch nicht in Frage gestellt werden, 

um eigene Interessen durchsetzen zu 

können. 

Zur Grenzziehung Integration oder 

Separation muss der SPD definieren, 

in welchem Umfeld das Kind am 

besten partizipieren und Aktivitäten 

zeigen kann. Nicht die Diagnose allein 

definiert den Förderort, sondern das 

beste Umfeld für die Entwicklung und 

Bildung! 

 

Der Einbezug der Schule, der Eltern 

und der Fachpersonen am Rundtisch-

gespräch für diesen Entscheid erfor-

dert mehr Zeit, weil die Organisation 

dieser Gespräche aufwändig ist: 

 

Der Schulpsychologe braucht Infor-

mationen zum Umfeld, zur bisherigen 

Entwicklung und zur Funktionsfähig-

keit des Kindes. Diese sind schwer in 

Kriterien zu verpacken und so ge-

schieht es öfter, dass die Kriterien am 

Runden Tisch zu Folgenden reduziert 

werden: 

- Situation in der Klasse oder in der 

Schule 

- Beharrlichkeit der Eltern 

- Pflegeleichtigkeit des Kindes 
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Fördermassnahmen können demzu-

folge für zwei  Kinder mit gleichem 

IQ  oder gleichem Syndrom völlig 

verschieden ausfallen, je nach profes-

sionellem Umfeld (z.B. Ressourcen 

der Schule) und familiärem Umfeld 

(z.B. Unterstützungsmöglichkeiten, 

Beharrlichkeit). Hier sind dringend 

fachliche Kriterien gefordert, damit 

die Entscheidung auf fachlichem 

Hintergrund und nicht auf ungenü-

genden und unterschiedlichen Sicht-

weisen beruht. 

 

Situation an Heilpädagogi-

schen Zentren/Schulen 

 

Generell 

Konzept Sonderpädagogik: Eine 

Folge des NFA ist das Konzept Son-

derpädagogik, welches von den Insti-

tutionen sehr geschätzt wird.  

Der Bund hat die Aufgabe für die 

Sonderpädagogik an die Kantone 

delegiert und diese verpflichtet, Kon-

zepte zu erstellen. Die Konzepte klä-

ren  Aufgaben, Verantwortlichkeiten, 

Zuständigkeiten im Bereich Sonder-

pädagogik. Die Heilpädagogischen 

Zentren sind neu Teil der Volksschule 

und gehören zum Bildungsbereich . 

Sie erbringen Bildungsleistungen, 

nicht einfach Versorgerleistung. Der 

Kanton übernimmt die Verantwort-

lichkeit und gibt sie indirekt an die 

Gemeinden weiter: Jede Gemeinde 

muss sich bewusst werden, dass sie 

Sonderschüler hat, weil die Administ-

ration des Schülers bei der Wohnge-

meinde liegt. Die Gemeinde muss 

zusätzlich  klären, ob sie eine Ent-

wicklung als integrative Schule ma-

chen will und für die Integrative Son-

derschulung bereit ist. 

 

Mit dem NFA wird Sonderschulung 

zum Thema des Kantons und indi-

rekt der Gemeinde. Zur IV-Zeit be-

zahlte der Kanton ein Viertel bis ein 

Drittel der Kosten. Das Bundesgeld, 

welches in den Topf kommt, ist nicht 

für Bereiche bestimmt, der Kanton 

vollzieht die Ressourcenverteilung. 

Somit wird Sonderschulung in allen 

Kantonen zum Thema, auch in den 

reichen. Die Gefahr besteht, dass die 

Finanzierung anstelle der Fachlichkeit 

im Vordergrund steht. 

Die Leistungsvereinbarungen stellen 

den Auftrag der Heilpädagogischen 

Zentren klar und definieren meist eine 

Pauschale pro Schüler/Schülerin. Das 

schafft klare Ausgangssituationen. 

Die Abrechnungen sind innerkanto-

nal einfacher geworden als vor dem 

NFA, weil nicht mehr mit verschiede-

nen Stellen abgerechnet werden muss.  

 

Integrative Sonderschulung IS 

Die Voraussetzung für einen Erfolg 

der Integrativen Sonderschulung in 

der Regelklasse ist ein glückliches 

Zusammenspiel mehrerer Gelin-

gensfaktoren wie Persönlichkeit des 

Kindes, Behinderung, Zusammenar-

beit Lehrperson –Schulische Heilpä-

dagogin, Klassendynamik usw. In 

wissenschaftlichen Forschungen ist 

dazu viel nachzulesen. 

Viele Kantone haben die Integrative 

Sonderschulung erst seit kürzerer Zeit 

umgesetzt. Spitzenreiter ist in der 

Innerschweiz Hagendorn mit 10 Jah-

ren Erfahrung. Es ist erfreulich, dass  

jedoch überall festgestellt wird, dass 

die Integrative Sonderschulung  in den 

meisten Fällen erfolgreich verläuft: 

zwischen 70 und 100 % je nach Jahr 

und Schulen nehmen einen guten 

Verlauf. Noch wenig Erfahrung be-

züglich Erfolg liegt in den Klassen ab 

5. Primarschule vor. Hagendorn konn-

te zeigen, dass Integrative Sonder-

schulung bis in die Oberstufe erfolg-

reich sein kann. 

Die Heilpädagogischen Zentren kla-

gen über fehlende Fachpersonen und 

den Aufwand für die Suche derselben. 

Dies ist in allen Kantonen ein Thema. 

Die Integrative Sonderschulung ist oft 

günstiger als eine separative Lösung, 

was eine dauernde Kostendiskussion 

bewirkt und immer häufiger von der 

guten Lösung zum Wohle des Kindes 

ablenkt. Auch die Schulpsychologen 

haben darauf hingewiesen. Beide 

Fachleute erinnern, dass das Wohl des 

Kindes im Fokus liegen muss, nicht 

die Finanzierung. 

In allen Kantonen ist ein Anstieg der 

Anzahl SonderschülerInnen zu be-

obachten, seitdem  Integrative Son-

derschulung möglich ist. Die Zahl der 

Kinder in sonderpädagogischen Insti-

tutionen ist nicht zurück gegangen, 

was darauf hinweist, dass das Umfeld 

eine Diagnose mit Integrativer Son-

derschulung besser akzeptiert (siehe 

auch Aussage der Schulpsychologen). 

 

Separative Sonderschulung 

In allen HPZ ist eine zunehmende 

Komplexität der Fälle zu beobachten: 

Die Kinder haben nicht mehr einfach 

ein Down Syndrom, eine geistige 

Behinderung, eine Körperbehinde-

rung, sondern viele zeigen ein kom-

plexes Bild von Mehrfachbehinde-

rung. Massiv zugenommen haben die 

Kinder mit einer Behinderung in 

Kombination mit Verhaltensauffällig-

keiten. Sonderschulen sind immer 

eine Abbildung der Veränderungen in 

der Gesellschaft auf einem anderen 

Niveau der Kinder. 

Die Heilpädagogischen Zentren haben 

den Auftrag der wohnortnahen Be-

schulung. Das hat zur Folge, dass 

Kinder mit verschiedensten Behinde-

rungen aufgenommen werden. Es fällt 

auf, dass keine ausserkantonalen Ta-

gesschüler mehr in die Heilpädagogi-

schen Zentren kommen. Ausserkanto-

nale interne Schüler kommen in die 

Zentren, wenn diese ein bestimmtes 

Angebot (z.B. Wochenendaufenthalt) 

abdecken können. 

Ausserkantonale Sonderschüler verur-

sachen mehr administrative Arbeit, 

weil unterschiedliche Stellen in den 

verschiedenen Kantonen zuständig 

sind. 

Auch in den Zentren sorgt man sich 

um fehlendes Fachpersonal. Lehrstel-

len können je länger je weniger mit 

Fachpersonen besetzt werden. 
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Positive Erfahrungen seit 

dem NFA 

 
Schulpsychologische Dienste 

Das neue Klientel wird als Herausfor-

derung und Bereicherung der SPD- 

Arbeit betrachtet. 

Wenn Zuständigkeiten, Verantwort-

lichkeiten und Auftrag geregelt sind, 

erleichtert das die Abläufe und die 

Arbeit am Schulpsychologischen 

Dienst. 

Diagnostisch liegt eine neue Situation 

vor: Die Frage nach Integrativer Son-

derschulung oder Schulung in einem 

Heilpädagogischen Zentrum wir eben-

so  als Herausforderung und Bereiche-

rung, erlebt und als sehr interessant 

beschrieben. Geschätzt wird, dass die 

Diagnose Sonderschulung sowie die 

Entwicklungs- und Bildungsziele und  

die Einschätzung des Entwicklungs- 

und Bildungsbedürfnisses  regelmäs-

sig evaluiert werden. Das bedeutet, 

dass die Entscheidung in den meisten 

Kantonen für 1 - 2 Jahre gilt, nicht für 

die ganze Schulzeit. Dadurch sind 

auch Korrekturen  der Massnahmen 

möglich. Das wiederum macht die 

Integrative Sonderschulung für die 

Schulen zugänglicher und fördert die 

Bereitschaft der Schulen für die Integ-

rative Sonderschulung. 

Aus der Erfahrung der Schulpsycho-

logen führen vor allem folgende Fak-

toren zum Erfolg der Integrativen 

Sonderschulung: 

- Konstruktive Zusammenarbeit von 

Elternhaus und Schule. 

- Gute Beziehung von SHP-

Lehrperson und Klassenlehrperson. 

- Ideale Rahmenbedingungen in der 

Klasse wie Grösse und Dynamik. 

- Pflegeleichtes IS-Kind 

 

Heilpädagogische Zentren 

Die Zentren begrüssen die Sensibili-

sierung für Sonderpädagogik: Das 

Behindertengleichstellungsgesetz und 

im Speziellen die Einführung des 

NFA bewirken einen Sensibilisie-

rungsprozess in den Bildungsdirektio-

nen und bei den Menschen allgemein. 

Die Konzepte Sonderpädagogik als 

direkte Folge des NFA bildet für die 

Zentren eine positive Konsequenz. 

Die Sonderschulung als Teil der 

Volksschule bewirkt, dass bewusster 

wahrgenommen wird, dass Heilpäda-

gogische Zentren bilden nicht nur 

versorgen. 

Der Bewusstwerdungsprozess in den 

Regelschulen bewirkt eine Auseinan-

dersetzung als integrative Schule. 

Der Leistungsvertrag bedeutet für die 

Zentren Liquidität. Das Geld kommt 

rechtzeitig, nicht 2-3 Jahre später wie 

zu IV-Zeiten. 

Die Integrative Sonderschulung ver-

grössert den Horizont der Heilpäda-

gogischen Zentren: Der interne Blick 

wird durch den Blick auf die Regel-

schulen erweitert. 

 

Erwartungen und  

Lösungsvorschläge 

 

Schulpsychologische Dienste 

Sie wollen als fachlich unabhängige 

und neutrale Stelle mit Kenntnis der 

lokalen schulischen und therapeuti-

schen Angebote wahrgenommen wer-

den. Sie fordern eine  Professionali-

sierung durch Schulung für das Ab-

klärungsverfahren EDK und für das 

neue Klientel. 

Aufgrund ihrer Erfahrungen seit Ein-

führung des NFA sollte die Kantonali-

sierung der Schulpsychologischen 

Dienste unbedingt gefördert werden. 

Damit wird die Unterschiedlichkeit 

der Aufträge und Angebote an einzel-

nen Schulpsychologischen Dienste 

aufgelöst. Die Steuerung liegt beim 

Kanton, nicht bei kommunalen Schul-

behörden. Wer finanziert der steuert! 

 

Die Schulpsychologen fordern eine 

Abklärungsstelle für das Kind und die 

Eltern, um Doppelspurigkeit zu ver-

meiden. Sie wollen sich nicht instru-

mentalisieren lassen durch Schulen, 

deren Motive Gründe wie Klassenauf-

lösungen,  keine geeignete Fachper-

son, Generieren von sonderpädagogi-

schen Ressourcen sind Behörden, die 

eine bestimmte Anzahl Sonderschüler 

definieren. Dadurch könnten sie ihren 

Auftrag, zum Wohle des Kindes den 

bestmöglichen Bildungskontext zu 

finden, nicht mehr erfüllen. 

Sie sehen eine Erweiterung des 

Pensenpools für Sonderschulabklä-

rungen wegen des Anstiegs von Ab-

klärungen zur Integrativen Sonder-

schulung als unausweichlich: Die 

zweijährige Überprüfung der Sonder-

schulmassnahmen, der zeitliche Auf-

wand mit schwachen Kindern und die 

Organisation von Rundtisch-Gesprä-

chen verursacht einen massiven 

Mehraufwand. 

Sie schlagen vor, dass Kriterien für 

die Belastbarkeit und die Fähigkeit 

der Schule und des Kindes in For-

schungsprojekten entwickelt werden, 

damit eine Steuerung der Zuweisung 

möglich wird. Es darf nicht sein, dass 

Ressourcenjagd einzelner Gemeinden 

Hauptmotivation für Integrative Son-

derschulung werde. Jemand hat er-

wähnt, dass auch der IQ als Kriterium 

wieder zu diskutieren sei , um besser 

steuern zu können. 

Bei Kindergarten-Kindern sollte es 

möglich sein,  Abklärungen, Tests und 

Bericht des Heilpädagogischen Diens-

tes als Grundlage für eine Sonder-

schuldiagnose zu nutzen, damit der 

Schulpsychologe nicht nochmals 

abklären muss: Das wäre Ressourcen- 

und Zeitgewinn. Der Schulpsychologe 

könnte zur Überprüfung oder für ei-

nen Verlängerungsantrag eigene Tests 

und weitere Abklärungen durchfüh-

ren. 

Die Schulpsychologen sehen eine 

dringende Auseinandersetzung der 

Regelschulteams mit Integrierter Son-

derschulung angezeigt und sehen 

darin eine Voraussetzung für den 

Erfolg der  Integrativen Sonderschu-

lung. 

 

Heilpädagogische Zentren 

Heilpädagogische Zentren können 

nicht wie Unternehmen funktionieren: 

Sie haben es nicht mit Waren sondern 

mit Menschen zu tun, mit Menschen 
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in einer Vielfalt mit Behinderungen 

und mit einem individuellen Bedarf. 

In diesem Feld ist z.B. Benchmark 

schwierig. 

Auch in finanzschwierigen Zeiten ist 

die Beibehaltung gleicher Standards 

zum Wohle und zur Entwicklung der 

Kinder mit Behinderungen zwingend. 

Die Zentren fordern, dass die Min-

deststandards der Interkantonalen 

Vereinbarung akzeptiert und umge-

setzt werden. 

Die Zentren betonen, dass der Kosten-

aufwand für einen Sonderschüler nicht 

mit dem Kostenaufwand des normalen 

Volksschülers verglichen werden darf, 

weil bei einem Sonderschüler immer 

ein individueller Bedarf nachgewiesen 

ist. 

In den Augen der Zentren müssen die 

Kantone dafür sorgen, dass genügend 

Fachpersonal ausgebildet werden 

kann. 

 

Der Erfahrungsbericht zeigt viele 

positive Ansätze seit der Einfüh-

rung des NFA und die Referentin 

betonte zum Schluss die Hoffnung, 

dass diese Entwicklung in den 

nächsten Jahren sich entsprechend 

fortsetzen wird. 

 

 
1 LIENHARD, P., S. 39, Integration zwischen 

Korsett und Beliebigkeit. Referate der Tagung 

Integras & VSLCH 2009. 

1 LIENHARD, P., S. 39, Integration zwischen 

Korsett und Beliebigkeit. Referate der Tagung 

Integras & VSLCH 2009. 

1 ABGOTTSPON, D., S. 14, Wenn Integration 

zum Nachhilfeunterricht verkümmert… Refera-

te der Tagung Integras & VSLCH 2009. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Zum  

ausserschulischen 

sozialen Austausch 

von integriert und 

separiert beschulten 

Kindern...  
 

...mit „Lernbehinderungen“ – 

Untersuchung zu den Wirkungen 

in den Bereichen „soziale Unter-

stützung“, „Freizeitverhalten“ 

und „schulische Aktivitäten in 

der Familie“  

 

 

Dr. des. Tanja Grimaudo 

Psychologin FSP 

 

Gegenstand der Untersuchung war das 

ausserschulische soziale Netzwerk 

von Kindern mit einer Lernbehinde-

rung, welche die 4. bis 6. Klasse be-

suchen und in unterschiedlichen Schu-

lungsformen – d.h. in Regelklassen 

integriert oder in Kleinklassen für 

Lernbehinderte separiert – beschult 

werden. Das ausserschulische, soziale 

Netz der interessierenden Population 

wurde mittels einer Querschnittanaly-

se empirisch untersucht und vergli-

chen. Folgende Fragestellungen stan-

den in dieser Untersuchung im Zent-

rum des Interesses: Welchen Einfluss 

hat eine wohnortnahe vs. wohnortfer-

ne Beschulung sowie die konkrete 

Beschulungsform (Integration vs. 

Separation) auf die Grösse und Quali-

tät des sozialen Netzes der betroffenen 

Kinder? Das soziale Netz wurde 

schwerpunktmässig bezüglich sozialer 

Beziehungen ausserhalb der Schule 

untersucht. Im Sinne einer Erweite-

rung des aktuellen Forschungsstandes 

wurde in der Studie der Frage nachge-

gangen, ob sich die soziale Entwurze-

lung – bedingt durch die Aussonde-

rung in Kleinklassen – auf den sozia-

len Austausch auswirkt.  

 

Folgende Hypothesen wurden einer 

empirischen Überprüfung unterzo-

gen:   

 

Hypothese 1: Lernbehinderte Kinder, 

die wohnortnah beschult werden, 

weisen (a) ein grösseres und (b) ein 

qualitativ besseres soziales Netzwerk 

auf als lernbehinderte Kinder, die 

wohnortfern beschult werden.  

 

Hypothese 2: Lernbehinderte Kinder, 

die integrativ beschult werden, weisen 

(a) ein grösseres und (b) ein qualitativ 

besseres soziales Netzwerk auf als 

lernbehinderte Kinder, die separativ 

beschult werden.  

 

Für die Studie kam ein selbst kon-

struierter Fragebogen zur Anwen-

dung, welcher im Januar 2009 an 191 

Schülerinnen und Schülern der Schul-

gemeinde Buochs (NW) getestet wur-

de. Die empirische Untersuchung 

wurde im Zeitraum März bis Juni 

2009 mit 115 Schülerinnen und Schü-

lern der Kantone Uri, Schwyz, Ob-

walden und Nidwalden durchgeführt. 

Befragt wurden Schülerinnen und 

Schüler mit einer Lernbehinderung, 

die entweder integriert oder in Klein-

klassen separiert beschult wurden. Die 

Schülerinnen und Schüler dieser 

Stichprobe erfüllen folgende Krite-

rien: Sie besuchten die 4., 5. oder 6. 

Primarschulklasse, wurden in einer 

Kleinklasse separiert oder in der Re-

gelklasse mit integrativer Förderung 

beschult und wiesen nach erfolgter 

schulpsychologischer Abklärung 

einen Intelligenzquotienten zwischen 

85 und 70 sowie unterdurchschnittli-

che Leistungen in Mathematik und 

Deutsch auf.  

Die Grösse des sozialen Netzwerks 

beinhaltet die Anzahl Freunde eines 

Kindes. Für die Qualität des sozialen 

Netzwerks ergab die durchgeführte 

Faktorenanalyse drei Dimensionen: 

soziale Unterstützung, Freizeitverhal-

ten, schulische Aktivitäten in der 

Familie. Um Wohnortnähe vs. -ferne 

und Beschulungsform zu kombinie-
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ren, wurde in der vorliegenden Unter-

suchung eine neue unabhängige, drei-

fach gestufte Variable gebildet. Diese 

wurde „Soziale Interaktionsmöglich-

keiten“ genannt. Sie beinhaltet drei 

Vergleichsgruppen: Gruppe A: sepa-

riert und wohnortfern; Gruppe B: 

separiert und wohnortnah; Gruppe C: 

integriert und wohnortnah. Es wird 

davon ausgegangen, dass von Gruppe 

A zu Gruppe B und von Gruppe B zu 

Gruppe C die sozialen Interaktions-

möglichkeiten der Schüler zunehmen. 

 

Nachfolgend wird eine Übersicht über 

die hypothesenprüfenden Analysen 

aufgeführt: 

 

Das soziale Netzwerk in Abhän-

gigkeit des Geschlechts und der 

Nationalität  

 

� Mädchen und Jungen mit einer 

Lernbehinderung unterscheiden 

sich nicht signifikant voneinander 

(weder quantitativ noch qualitativ).  

� Schweizer und ausländische Schü-

lerinnen und Schüler mit einer 

Lernbehinderung unterscheiden 

sich nicht signifikant voneinander 

(weder quantitativ noch qualitativ).  

 

Wirkungen der wohnortnahen vs. 

–fernen Beschulung auf das sozi-

ale Netzwerk  

 

� Wohnortnah und wohnortfern be-

schulte Schülerinnen und Schüler 

mit einer Lernbehinderung unter-

scheiden sich nicht signifikant von-

einander bzgl. Grösse des sozialen 

Netzwerks, jedoch resultiert eine 

Tendenz zugunsten der Wohnort-

nahen (Hypothese 1a).  

� Wohnortnah und wohnortfern be-

schulte Schülerinnen und Schüler 

mit einer Lernbehinderung unter-

scheiden sich nicht signifikant von-

einander bzgl. Qualität des sozialen 

Netzwerks, auch dann nicht, wenn 

man nur die Separierten unterein-

ander vergleicht (Hypothese 1b).  

 

Wirkungen von Integration und 

Separation auf das soziale Netz-

werk 

 

� Schülerinnen und Schüler mit einer 

Lernbehinderung in integrierenden 

und separierenden Schulformen un-

terscheiden sich nicht signifikant 

voneinander bzgl. Grösse des so-

zialen Netzwerks (Hypothese 2a).  

� Schülerinnen und Schüler mit einer 

Lernbehinderung in integrierenden 

und separierenden Schulformen un-

terscheiden sich signifikant vonein-

ander bzgl. Qualität des sozialen 

Netzwerks in den Dimensionen 

„Freizeitverhalten“ und „schulische 

Aktivitäten in der Familie“ zuguns-

ten der Integrierten (Hypothese 2b).  

� Integriert und separiert beschulte 

Schülerinnen und Schüler mit einer 

Lernbehinderung (nur die Wohn-

ortnahen) unterscheiden sich signi-

fikant voneinander bzgl. Qualität 

des sozialen Netzwerks in der Di-

mension „Freizeitverhalten“ zu-

gunsten der Integrierten.  

 

Soziale Interaktionsmöglichkeiten 

– Qualität des sozialen Aus-

tauschs 

 

� Es besteht ein signifikanter Unter-

schied in der Dimension „Freizeit-

verhalten“ zwischen integ-

riert/wohnortnah Beschulten und 

separiert/wohnortnah Beschulten 

mit einer Lernbehinderung zuguns-

ten der ersten Gruppe (Hypothesen 

1b/2b).  

� Es resultiert ein signifikanter Un-

terschied in der Dimension „schuli-

sche Aktivitäten in der Familie“ 

zwischen integriert/wohnortnah 

Beschulten und sepa-

riert/wohnortfern Beschulten mit 

einer Lernbehinderung zugunsten 

der ersten Gruppe (Hypothesen 

1b/2b).  

� Die weiteren Gruppenvergleiche 

können aus methodischen Gründen 

nicht signifikant werden. Es kann 

nicht ausgeschlossen werden, dass 

signifikante Resultate bestehen 

(Hypothesen 1b/2b).  

 

Aufgrund der Ergebnisse kann 

folgendes Fazit gezogen werden: 

 

Die Ergebnisse dieser Studie stehen in 

keinem Widerspruch zur bisherigen 

Forschungslage. Unterschiede sind 

erklärbar durch das Alter der Popula-

tion oder aber aufgrund der untersuch-

ten Aspekte. Quantitative und qualita-

tive Aspekte sozialer Netzwerke lern-

behinderter Kinder sind nicht von der 

nationalen Herkunft abhängig. Es 

resultieren keine Ergebnisse zuguns-

ten separierender Schulformen, das 

Gegenteil ist der Fall. Die Ergebnisse 

zeigen einen deutlichen Vorteil integ-

rierender Schulformen auf, welche 

den ausserschulischen, sozialen Aus-

tausch sowie schulische Aktivitäten in 

der Familie fördern. Was die Dimen-

sion des Freizeitverhaltens betrifft, so 

zeigen die Ergebnisse dieser Studie 
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signifikante Unterschiede zugunsten 

der Integrierten auf. Integriert Be-

schulte schauen bedeutend weniger oft 

fern sowie DVDs, sie spielen weniger 

oft am Computer und hören auch 

weniger oft Musik. Die Vermutung 

liegt nahe, dass diese Aktivitäten 

soziale Kontakte eher verhindern. 

Weiter treiben Integrierte häufiger 

Sport, sie schätzen ihre Gesundheit 

besser ein und geben weniger somati-

sche Beschwerden an. Integrierte 

haben ein aktiveres Freizeitverhalten 

im Vergleich zu den Separierten, d.h. 

sie weisen mehr Aktivitäten auf, wel-

che sozialen Austausch beinhalten. 

Zudem zerbrechen bei den Integrier-

ten weniger oft Freundschaften und 

auch seltener aufgrund der räumlichen 

Entfernung. Des Weiteren wohnen 

ihre Freunde weniger weit weg, was 

wiederum im Zusammenhang mit 

dem Freizeitverhalten steht. Diese 

Ergebnisse zeigen einen deutlichen 

Vorteil der integrierenden Beschu-

lungsform auf, welche den ausser-

schulischen sozialen Austausch zu 

fördern scheint. Die Dimension „schu-

lische Aktivitäten in der Familie“ geht 

über die Qualität des sozialen Netz-

werks hinaus. Jedoch unterscheiden 

sich auch diesbezüglich integriert 

beschulte Schüler mit einer Lernbe-

hinderung signifikant von separiert 

beschulten zugunsten der Integrierten. 

Letztere arbeiten häufiger für die 

Schule, sie lesen und lernen öfters und 

verbringen mehr Zeit mit ihrer Fami-

lie. Auch dieser Befund ist für integ-

rierende Schulformen positiv zu wer-

ten. Die soziale Unterstützung betref-

fend resultieren keine signifikanten 

Unterschiede zwischen integriert und 

separiert Beschulten. Dies kann mög-

licherweise damit erklärt werden, dass 

diese im Alter der untersuchten Popu-

lation vorwiegend durch Familienmit-

glieder abgedeckt wird, wie aus der 

Literatur hervorgeht.  

Die Ergebnisse der Studie bringen 

wichtige Erkenntnisse für die Integra-

tionsdiskussion. Die Integration ist 

eine pädagogische Massnahme, um  

betroffene Kinder möglichst optimal 

auf ihre gesellschaftliche Integration 

vorzubereiten. Frühere Studien zeig-

ten die Vorteile der Integration im 

Leistungsbereich auf. Aufgrund der 

vorliegenden Untersuchung wird 

ersichtlich, dass es beim integrativen 

Vorgehen auch im Rahmen der aus-

serschulischen sozialen Kontakte 

offensichtliche Vorteile zu geben 

scheint.  Die Tendenz, die gesamt-

schweizerisch zu beobachten ist, sepa-

rierende Schulformen schrittweise 

aufzulösen, kann aufgrund der vorlie-

genden Studie gestützt werden. Zu-

sammenfassend darf, mit aller gebote-

nen Vorsicht, festgestellt werden, dass 

integrierende Schulungsformen – 

entgegen verbreiteten Befürchtungen 

– bessere Bedingungen für die Entste-

hung sozialer Beziehungen bieten und 

den ausserschulischen sozialen Aus-

tausch positiv beeinflussen. 

Luzern, 25. Januar 2011 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Halbzeit bei  

Hulahopp 
 

 

Vor wenigen Wochen beende-

ten 15 Kinder und Jugendliche 

im Alter von acht bis 14 Jah-

ren das erste von zwei Jahren 

des basic training xl. Das poly-

sportive Gruppentraining ist 

die erste und bisher einzige 

zertifizierte multiprofessionelle 

Therapie für junge Menschen 

mit Übergewicht oder Adiposi-
tas in der Zentralschweiz. 

 

 

Marcus Townend 

Psychologe FH 

 

Nach einer Konsultation beim Haus-

arzt und dem Ausfüllen zahlreicher 

Fragebögen starteten 18 Kinder und 

Jugendliche aus Luzern, Obwalden 

und Nidwalden das zweijährige Trai-

ningsprogramm im Mai 2009. Etwa 

alle zwei bis drei Wochen trafen sie 

sich in der Sportanlage Eichli in Stans 

um wieder Freude an der Bewegung 

zu erlangen, Ernährungstipps kennen 

zu lernen und verschiedene Lebens-

kompetenzen ein zu üben. Begleitet 

hierbei wurden sie durch ihre Eltern 

sowie durch ein Team von diplomier-

ten Ernährungsberaterinnen, Physio-

therapeutinnen und Psychologen. 

 

15 von 18 Kindern und Jugendlichen 

schlossen nun die Intensivphase 

(9Monate) sowie die 3-monatige Sta-

bilisierungsphase ab. Während der 

nun folgenden 12 monatigen Selbst-

hilfephase müssen die Kids und Teens 

ihre erworbenen Kenntnisse und Fer-

tigkeiten umsetzen und in ihren Alltag 

integrieren lernen. Dies ist auch die 

schwierigste Phase, bringen die Teil-

nehmenden am Gruppenprogramm 

doch oftmals bereits viel Wissen mit, 

aber bei der Umsetzung und beim 
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Beibehalten des neuen Verhaltens 

wird es dann happig. 

 

In einem Jahr treffen sich die Absol-

ventInnen wieder für medizinische 

und psychologische Checks und dann 

wird ausgewertet.  

 

 

 

Das zertifizierte multiprofessionelle 

Gruppenprogramm basic training xl 

von Hulahopp wird, nach Vorliegen 

einer Kostengutsprache und abzüglich 

des Selbstbehalts durch die Kranken-

versicherung finanziert. Nach dem 

Ausfüllen eines Anmeldecoupons 

(siehe: www.hulahopp.ch) erhält die 

interessierte Familie weitere Unterla-

gen zum weiteren Vorgehen. Das 

zweijährige Programm beginnt Ende 

August und wird von einer nationalen 

Evaluation ausgewertet.  

 

Interview mit  
Andrea 
 

Marcus Townend: Ich finde es toll, 

dass du dazu bereit bist mir ein In-

terview zu gewähren- immerhin wis-

sen dann viele Leserinnen und Leser, 

dass du in unserem Programm mit-

machst- keine Hemmungen? 
 

Andrea: Nein, warum sollte ich auch 

Hemmungen haben? Ich schäme mich 

nicht dafür, dass ich etwas dafür tue 

um überschüssige Kilos zu verlieren. 

Ich stehe dazu. ☺ 
 

Du hast nun das erste Jahr in unse-

rem Gruppenprogramm absolviert: 

Was fandest du schwierig? 
 

Es wäre gelogen, wenn ich sagen 

würde, dass es immer einfach gewe-

sen wäre sich an die Essensregeln zu 

halten… Doch im Endeffekt habe ich 

das ziemlich gut gemeistert. Natürlich 

gab es ab und zu Ausnahmen oder 

kleinere Rückschläge, aber das ist ja 

ganz normal. 

Manchmal fiel es mir auch schwer, 

wenn ich einmal wirklich überhaupt 

keine Lust auf Sport hatte, ihn trotz-

dem zu treiben. 
 

Wie war es in der Gruppe zu trainie-

ren? 
 

Das Training in der Gruppe war super. 

Es hat meistens Spass gemacht. Aber 

das beste fand ich die Gruppe selbst! 

Ich war in der Jugendgruppe und wir 

hatten eine super gemeinsame Zeit. 

Wir haben oft gelacht. Und wenn wir 

mal überhaupt keine Lust auf das 

Training hatten, bauten wir einander 

gegenseitig auf. Als dann ein Grup-

penmitglied das Training verliess, hat 

uns das alle getroffen. Doch es ging 

weiter. Ich habe zwei super neue 

Freundinnen gefunden. Mit ihnen 

habe ich auch regelmässigen Kontakt 

ausserhalb von Hula Hopp. 
 

Highlights? 
 

Also das absolute Highlight war für 

mich das „Muuhf-it“- Lager. Wir 

waren ein Wochenende auf Trübsee 

und hatten eine super Zeit. Das 

schweisste einige von uns so richtig 

zusammen. 

Und als wir einmal für unsere Eltern 

kochen durften. Es war toll, mit den 

Kleinen zu kochen. Und den Eltern 

hat es dann schlussendlich auch ge-

schmeckt- hoffe ich.  

Ein weiteres Highlight war auch das 

Klettern mit Monika, unserer Sport-

trainerin. Wir durften eine Kletter-

wand erklimmen und einige von uns 

kamen richtig hoch. 
 

Was ist dir gut gelungen? 

 

Mir ist es gut gelungen, die kleinen 

Trainingsübungen in den Alltag ein-

zubauen. Und auch einfach mal ent-

spannen zu können. Das Entspannen 

hilft übrigens auch für die Schule, 
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man kann sich so gut auf Prüfungen 

vorbereiten- (so als Tipp am Rande). 

Auch die Ernährung lief bei mir gut.  
 

Woran möchtest du weiterhin arbei-

ten? 
 

An meiner Disziplin mich an alles zu 

halten.  In letzter Zeit hatte ich öfters 

kleine Rückschläge. Das möchte ich 

in Zukunft vermeiden. Aber dabei 

bekomme ich Unterstützung von mei-

ner Familie, vom Hulahopp- Team  

und von meinem Hausarzt. 
 

Hast du noch einen Tipp für die 

Leiter/innen oder Teilnehmer/innen 

für spätere Hulahopp-Gruppen? 
 

Ja. An die Leiter möchte ich appellie-

ren, dass sie etwas strenger zu den 

Jugendlichen sein sollten. Bei den 

Kleineren ist es super, wenn man es 

ihnen spielerisch und sehr freundlich 

erklärt. Aber bei uns Jugendlichen 

braucht es oft eine stärkere Hand, da 

es bei uns oft so läuft: „Göschenen- 

Airolo“, wie mein lieber Lehrer so 

gerne sagt. Das heisst so viel, wie 

beim einem Ohr rein, beim anderen 

wieder raus.  

Für die Teilnehmer/innen habe ich 

diesen Tip: Hört darauf, was euch die 

Leiterinnen und Leiter sagen, auch 

wenn es für euch oft unverständlich 

ist, wieso das so ist. Aber im Grossen 

und Ganzen haben die Leiter mit 

allem recht. ☺       marcus.townend@ow.ch  

 

 

Die Therapie der  

Adipositas im Kindes-

alter– ein Thema auch 

für Psychologinnen und  

Psychologen? 
 

Hochrechnungen ergeben, dass 

in der Schweiz rund 45'000 adi-

pöse und etwa 215'000 überge-

wichtige Kinder und Jugendliche 

leben. Wie können sie behandelt 

werden? Einige multiprofessio-

nelle Gruppenprogramme versu-

chen gegenwärtig mögliche Ant-

worten zu geben.  
 

Der Schweizerischer Fachverband 

Adipositas im Kindes- und Jugendal-

ter (akj) setzt sich seit 2002 für den 

Aufbau und die Weiterentwicklung 

multiprofessioneller Angebote im 

präventiven und kurativen Bereich für 

übergewichtige Kinder und Jugendli-

che ein. Hierzu fördert er die Zusam-

menarbeit und Vernetzung unter den 

Fachpersonen aus Medizin, Ernäh-

rung, Bewegung und Psychologie. 

Gegenwärtig sind drei Psychologen 

im Vorstand vertreten. 
 

Nach langen Verhandlungen konnte 

Ende 2008 mit santésuisse vereinbart 

werden, dass 14 auf die deutsche und 

die französische Schweiz verteilte, 

von einer Kommission zertifizierten 

Gruppenprogramme während fünf 

Jahren über die Grundversicherung 

finanziert werden können, dafür aber 

an einer nationalen Studie teilnehmen 

müssen. Die Gruppenprogramme 

dauern zwölf Monate (neun Monate 

Intensivphase, drei Monate Nach-

betreuung), und umfassen Einheiten in 

Bewegungstherapie, Ernährungsbera-

tung, psychologischem Training und 

Medizin. Die Daten für die Auswer-

tung werden zu Beginn (t0), nach 

neun Monaten (t1), ein Jahr nach 

Beginn (t2) sowie zwei Jahre nach 

dem Start (t3) erhoben.  

Kürzlich erschien ein erster Zwi-

schenbericht der Studienleitung
i
. Die-

ser gibt Auskunft über die Methodik, 

die Indikation, die Patientenstatistik 

sowie über einige Tendenzen. Erste 

Ergebnisse zeigen, dass der Therapie-

erfolg grösser ist, wenn die Eltern an 

Gewicht abnehmen, dass die Adiposi-

tas der Kinder durchschnittlich seit 

deren 7. Lebensjahr zu beobachten sei 

und dass die Hauptproblematik bei der 

Volition und im psychosozialen Be-

reich liege. Hieraus ergibt sich für 

Psychologinnen und Psychologen mit 

verhaltens- und gruppentherapeuti-

schem Hintergrund sowie für Famili-

entherapeutInnen ein zukunftsfähiges 

Arbeitsfeld. 

 

 

 

Die Prävention der 

Adipositas im Kindes-

alter– ein Thema auch 

für Psychologinnen und 

Psychologen? 
 

Wie kann verhindert werden, dass 

immer mehr Kinder und Jugend-

liche in der Schweiz übergewich-

tig werden? Die Stiftung Gesund-

heitsförderung Schweiz und die 

Kantone zeigen Möglichkeiten. 
 

Gesundheitsförderung Schweiz hat 

sich in ihrer langfristigen Strategie 

dazu entschieden, mit zu helfen die 

Tendenz zu mehr übergewichtigen 

Kindern und Jugendlichen bis 2012 zu 

bremsen. Dies tut sie, indem sie die 

Kantone dabei unterstützt, kantonale 

Aktionsprogramme zum gesunden 

Körpergewicht zu initiieren, um zu-

setzen und aus zu werten. Diese Ge-

samtpakete umfassen verschiedene 

Angebote und Massnahmen auf der 

Verhaltens- und der Verhältnisebene. 

Sie fokussieren klar definierte Ziel-

gruppen (Kinder im Vorschulalter, 

Schulkinder, Jugendliche und Multi-

plikatorInnen) und sind auf mehrere 

Jahre angelegt. Die frühzeitige Pla-

nung der Implementierung steigern 

die Hoffnung auf Wirkung und Nach-

haltigkeit.  

 

Gegenwärtig machen 23 Kantone mit. 

Fünf kantonale Programme (ZH, ZG, 

AG, GE und OW/NW) werden von 

Psychologen geleitet. Damit erhöht 

sich die Chance, dass neben den Be-

wegungs- und Ernährungswissen auch 

Erkenntnisse über die Zusammenhän-

ge zwischen Körpergewicht und Psy-

che vermehrt gewichtet werden kön-

nen. 
 marcus.townend@ow.ch 

 

 

 

 

                                                
i Zwischenbericht der Evaluationsstudie „Am-

bulante multiprofessionelle Therapieprogramme 

für übergewichtige und adipöse Kinder und 

Jugendliche KIDSSTEP OBESITY“: Zusam-

menfassung erster Teilnehmerstatistiken, Mei-

lenstein 4 vom 15.11.2009, von Dagmar 

l’Allemand Bezug via Schweizerischer Fach-

verband Adipositas im Kindes- und Jugendalter 

(akj): www.akj-ch.ch 
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Schweizerische Vereinigung für Kinder- und Jugendpsychologie SKJP 
Daten der Jahreskolloquien zur Erlangung des Fachtitels  FachpsychologIn für Kinder- und Jugendpsychologie FSP siehe: 

www.skjp.ch 

 

Nächstes Jahreskolloquium: Freitag, 28. Oktober 2011 
 

 

vipp-WEITERBILDUNGSZYKLUS 2011/2012 
 

Programm noch nicht erschienen 
 
Die Veranstaltungen finden im Romerohaus Luzern, Kreuzbuchstrasse 44 statt. 
 
Die Weiterbildungen des vipp richten sich an alle Mitglieder des Verbands der Innerschweizer Psychologinnen und Psycholo-

gen. Auch Mitglieder verwandter Berufsgruppen und Institutionen (VPZ, KJPD usw.) sowie Psychologinnen und Psychologen 

aus anderen Regionen sind zu den Veranstaltungen eingeladen. 

Die Veranstaltungen können als Postgrad-Weiterbildung SKJP für den Fachtitel „FachpsychologIn für Kinder- und Jugend-

psychologie FSP“ angerechnet werden. 

Programm und Anmeldeunterlagen: Weiterbildungsgruppe vipp, Tel. 041 228 67 77 oder karin.brantschen@lu.ch  
 

VORSCHAU AUF BEREITS BEKANNTE vipp-DATEN 
 

32. ordentliche Mitgliederversammlung:  Donnerstag, 16. Juni 2011 (siehe auch S. 3 und 4) 
 

Redaktionsschluss PSYCHOFAX Nr. 31:  Montag, 31. Oktober 2011 
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Präsidentin / Aktuelles / Kontakte:  

Eva Rothenbühler 
eva.rothenbuehler@lu.ch 
 
Vizepräsidentin / Aktuarin:  

Franziska Eder 
franziska.eder@hispeed.ch 
 
Finanzen / PR-Verantwortliche:  

Margareta Reinecke 
margareta.reinecke@psychologie.ch 
 
Berufspolitik: 

Priska Fritsche 
priska.fritsche@psychologie.ch  
 
 
Mitglieder / Anlässe:  

Tanja Grimaudo 
tanja.grimaudo@nw.ch 
 
 
Sektion Schulpsychologie Luzern:  

Brigitte Stucki Schumacher 
brigitte.stucki@rontal.educanet2.ch 
 
 

 

 

 

 

Chargierte des vipp  

(Kontaktpersonen unterstrichen) 

Revisorinnen: 

Sylvia Amstutz, Ruth Enz 
 
Delegierte FSP: 

Priska Fritsche, Tanja Grimaudo 
 
Delegierte IRK-SKJP:  

Sylvia Amstutz 
sylvia.amstutz@stadtluzern.ch 
 
Homepage-vipp (inhaltlich): 

Franziska Eder 
franziska.eder@hispeed.ch 
 
Homepage-vipp Webmaster: 

Kurt Zwimpfer 
kurt.zwimper@lups.ch 
 

Kommission Weiterbildung:  

Karin Brantschen, karin.brantschen@lu.ch 

Stefan Christen, Manuela Oesch Lo-

zano, Ruth Enz, Peter Sonderegger, 

Teresa Weibel Fritschi 

 

 

 

 

 

 

Praxisforschung:  

Markus Bründler  
markus.bruendler@ow.ch  

Peter Sonderegger  
peter.sonderegger@lu.ch   
 
Kontaktperson zum NLZ-Ratgeber: 

Margareta Reinecke  
margareta.reinecke@psychologie.ch 
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���� Präsident Anerkennungskommission    
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���� Kontakt zur IHG: Bea Maag 
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	Seite 01 Nr30.pdf
	Seite 02 Nr30
	Seite 03-04 Nr30
	Seite 05-06 Nr30
	Seite 07-08-Nr30
	Seite 09 Nr30
	Seite 10-13 Nr30
	Seite 14-23 Nr30
	Seite 24 Nr30

